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Reisekostenvergütung und Trennungsgeld 
bei Teilnahme an Lehrgängen im Inland 

- Neufassung der Hinweise und 
Abfindungsbestimmungen ­

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen 
- 45.5 - 2704 - 11.1 ­
Vom 11. August 2005 

Aufgrund der Brandenburgischen Trennungsgeldverordnung 
(BbgTGV) vom 5. April 2005 sowie der Änderung des Bundes­
reisekostengesetzes (BRKG n. F.) durch Artikel 1 des Gesetzes 
zur Reform des Reisekostenrechts vom 26. Mai 2005 (BGBl. I 
S. 1418) und im Interesse einer einheitlichen Anwendung im 
Geltungsbereich des Landesbeamtengesetzes werden die mit 
Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 23. Novem­
ber 2001 (ABl. S. 855) bekannt gegebenen Hinweise und Abfin­
dungsbestimmungen wie folgt neu gefasst. 

Reisekostenvergütung und Trennungsgeld 
bei Teilnahme an Lehrgängen im Inland 

- Hinweise und Abfindungsbestimmungen ­

Für die Teilnahme an Lehrgängen, Seminaren, Workshops und 
anderen Aus- und Fortbildungsveranstaltungen im Inland (im 
Folgenden als Lehrgänge bezeichnet) bei Ausbildungseinrich­
tungen oder sonstigen Dienststellen des Landes Brandenburg 
oder anderen Stellen innerhalb oder außerhalb des öffentlichen 
Dienstes ist wie folgt zu verfahren: 

1	 Die dienstlich angeordnete Teilnahme an Lehrgängen bei ei­
ner anderen Dienststelle des deutschen öffentlichen Diens­
tes ist keine Dienstreise im Sinne des § 2 Abs. 1 BRKG n. F., 
sondern sie wird in Anwendung des § 1 Abs. 2 Nr. 6 der 
Trennungsgeldverordnung (TGV) als Abordnung im Rah­
men der Aus- oder Fortbildung angesehen und - reisekos­
tenrechtlich - als Aus- oder Fortbildungsabordnung be­
zeichnet (vergleiche Textziffer 4.1.3 der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zum Bundesumzugskostengesetz 
- BUKGVwV - und Textziffer 1.2.6.4 der Allgemeinen 
Durchführungshinweise zum Trennungsgeldrecht im Land 
Brandenburg - Bbg TG ADH -). Die Teilnehmer sind daher 
abzuordnen. Zu Stellen außerhalb des deutschen öffent­
lichen Dienstes sind anstelle von Abordnungen Weisungen/ 
Anordnungen zur Teilnahme zu verfügen (vergleiche hierzu 
Textziffer 1.2.9 Bbg TG ADH); reisekosten-/trennungsgeld-
rechtlich werden diese wie Aus- oder Fortbildungsabord­
nungen behandelt. 

2	 Die Dauer des Lehrganges ist maßgeblich dafür, ob die Zu­
sage der Umzugskostenvergütung nach § 4 des Bundesum­
zugskostengesetzes (BUKG) in Verbindung mit der Textzif­
fer 4 BUKGVwV erteilt wird. Hinweise zur Zusage der Um­
zugskostenvergütung bei dienstlichen Maßnahmen im In­
land enthält das Rundschreiben des Ministeriums der Finan­

zen vom 20. Mai 1997 (ABl. S. 531), zuletzt geändert durch 
Rundschreiben - 45.5 - 2714 - 3.1 - vom 4. August 2005 
(ABl. S. 879). 

Wie auch bisher schon, ist abweichend von Textziffer 4.1.4 
BUKGVwV ledigen Beschäftigten ohne Wohnung im Sinne 
des § 10 Abs. 3 BUKG, die im Rahmen von Lehrgängen für 
eine Dauer bis zu drei Monaten abgeordnet werden, die Zu­
sage der Umzugskostenvergütung nicht - auch nicht aus­
nahmsweise - zu erteilen. 

Durch die Zusage/Nichtzusage der Umzugskostenvergütung 
ergeben sich teilweise erhebliche finanzielle Auswirkungen. 
Der Beauftragte des Haushalts/der Titelverwalter sollte da­
her vor Erstellen der Personalverfügung beteiligt werden 
(vergleiche § 9 Abs. 2 der Landeshaushaltsordnung - LHO -). 

3	 Abfindungsbestimmungen 

3.1 Hin- und Rückreisen aus Anlass der Abordnung bezie­
hungsweise der Weisung/Anordnung zur Teilnahme an 
Lehrgängen sind Dienstreisen im Sinne des Bundesreise­
kostengesetzes (§ 2 Abs. 1 Satz 4 und § 11 Abs. 1 Satz 1 
BRKG n. F.); sie bedürfen grundsätzlich keiner besonderen 
Anordnung/Genehmigung (§ 2 Abs. 1 Satz 2 letzter Halb­
satz BRKG n. F.). Beschäftigte erhalten auf Antrag eine Ver­
gütung zur Abgeltung der dienstlich veranlassten Reisekos­
ten (§ 3 Abs. 1 Satz 1 BRKG n. F.); daneben besteht für die 
Dauer des Aufenthalts am auswärtigen Aus-/Fortbildungsort 
ein Anspruch auf Trennungsgeld nach der Trennungsgeld­
verordnung, sofern die Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. 
Für die Höhe des Trennungsgeldes bei Anwärtern ist die 
Anwärter-Trennungsgeldverordnung zu beachten. Auf Rei­
sekostenvergütung und Trennungsgeld können Beschäftigte 
gemäß § 54 Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes (LBG) ganz 
oder teilweise verzichten (vergleiche Textziffer 3.1.6 der All­
gemeinen Verwaltungsvorschrift des Landes Brandenburg 
zum Bundesreisekostengesetz - Bbg BRKGVwV -). 

3.2 Bei ein- und zweitägigen Abordnungen wird für die gesam­
te Dauer der Abwesenheit von der Wohnung oder der bishe­
rigen Dienststätte Reisekostenvergütung gewährt (§ 11 Abs. 1 
Satz 4 BRKG n. F.). Im Übrigen gilt § 2 Abs. 2 BRKG n. F. 

3.3 Bei zweitägigen Abordnungen ist in Fällen, in denen die 
Wohnung der/des Beschäftigten im Einzugsgebiet des aus­
wärtigen Aus-/Fortbildungsortes liegt, gleichzeitig mit der 
Abordnung die tägliche Rückkehr zum Wohnort anzuordnen 
(faktisch eintägige Abordnung) mit der Folge, dass für die 
nunmehr zusätzlichen Dienstreisen Fahrkostenerstattung 
nach § 4 BRKG n. F. oder Wegstreckenentschädigung nach 
§ 5 Abs. 1 BRKG n. F. (20 Cent/Kilometer) zu gewähren ist. 
§ 11 Abs. 5 BRKG n. F. ist in diesen Fällen nicht anzuwen­
den (vergleiche Textziffer 11.1.3 Bbg BRKGVwV). 

3.4 Bei mehr als zweitägigen Abordnungen wird das Tagegeld 
nach § 6 BRKG n. F. nur für die Tage der Dienstantrittsrei­
se und der Dienstrückreise gewährt. Der hierfür maßgeben­
de Zeitumfang wird durch § 11 Abs. 1 Satz 2 und 3 BRKG 
n. F. bestimmt und ist somit Bemessungsgrundlage für die 
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Höhe des Tagegeldes nach § 6 BRKG n. F. Für die übrigen 
zwischen Dienstantritts- und Dienstrückreise liegenden Ta­
ge wird Trennungsgeld gewährt. In Fällen tatsächlicher oder 
zumutbarer täglicher Rückkehr zum Wohnort wird auf nach­
stehende Nummer 3.5 verwiesen. 

3.5 Bei tatsächlicher oder zumutbarer täglicher Rückkehr zum 
Wohnort (§ 3 Abs. 1 Satz 2 TGV) bestimmt sich bei mehr als 
zweitägigen Abordnungen die Höhe des Tagegeldes nach 
§ 6 BRKG n. F. nach der Dauer der Dienstantrittsreise und 
- getrennt hiervon - nach der Dauer der Dienstrückreise, weil 
Trennungsgeld für das Verbleiben am auswärtigen Aus-/ 
Fortbildungsort nicht zusteht (§ 11 Abs. 1 BRKG n. F.). Ei­
ne Zusammenrechnung der Reisezeiträume ist hier unzuläs­
sig. 

Unter der Voraussetzung, dass der auswärtige Aus-/Fortbil-
dungsort nicht im Einzugsgebiet des Wohnortes liegt, wer­
den für die zwischen der Dienstantrittsreise und der Dienst­
rückreise liegenden Fahrten von der Aus-/Fortbildungsstätte 
zur Wohnung und zurück anstelle des Trennungsgeldes 
Fahrkostenerstattung oder Wegstreckenentschädigung ge­
mäß § 3 Abs. 1 BbgTGV gewährt. § 6 der Trennungsgeld­
verordnung des Bundes ist nicht anzuwenden (§ 3 Abs. 6 
BbgTGV). 

Bei der Berechnung des Eigenanteils im Sinne des § 3 Abs. 1 
Satz 2 und 3 BbgTGV und des Höchstbetrages nach § 3 Abs. 5 
BbgTGV wird auf die Ausführungen in den Textziffern 6.1.3 
bis 6.1.5 und 6.5.3 der Allgemeinen Durchführungshinweise 
zum Trennungsgeldrecht im Land Brandenburg verwiesen. 

4	 Bei Benutzung regelmäßig verkehrender Beförderungsmit­
tel sind mögliche Fahrpreisermäßigungen zu berücksichti­
gen. Fahrkosten werden nicht erstattet, wenn das regelmäßig 
verkehrende Beförderungsmittel oder ein anderes unent­
geltlich benutzt werden kann (§ 4 Abs. 2 Satz 2 BRKG n. F.). 

Bei Benutzung des privaten Kraftfahrzeuges ohne Anerken­
nung eines erheblichen dienstlichen Interesses wird Wegstre­
ckenentschädigung ausschließlich nach § 5 Abs. 1 BRKG n. F. 
gewährt, sofern Sachverhalte des § 5 Abs. 4 BRKG n. F. nicht 
vorliegen (vergleiche auch Textziffer 5.1 Bbg BRKGVwV). 

5	 Wird während der Dauer des Lehrganges unentgeltliche Ver­
pflegung und/oder Unterkunft aus anderen als persönlichen 
Gründen bereitgestellt, ist der Beschäftigte vorher zu hören, 
ob er am auswärtigen Aus-/Fortbildungsort verbleiben oder 
täglich an seinen Wohnort zurückkehren will. Er ist für die 
Dauer der Abordnung an seine Entscheidung gebunden (ver­
gleiche hierzu auch Verzichtsregelung des § 54 Abs. 2 LBG). 

Hinweis: 

Die unentgeltliche Bereitstellung von Verpflegung oder 
Unterkunft aus anderen als persönlichen Gründen (= des 
Amtes wegen) ist im Regelfall nur für Beschäftigte mit An­
spruch auf Trennungsgeld nach § 3 TGV und für Dienstrei­
sende zulässig; allen anderen Beschäftigten darf Verpflegung 

oder Unterkunft nur gegen angemessenes Entgelt gewährt 
werden, soweit nicht durch Gesetz oder Tarifvertrag oder im 
Haushaltsplan etwas anderes bestimmt ist (§ 52 LHO). 

Bei Verbleiben am auswärtigen Aus-/Fortbildungsort sind 
die Einbehaltungssätze des § 6 Abs. 2 BRKG n. F. bezie­
hungsweise die Nichtgewährung des Übernachtungsgeldes 
gemäß § 7 Abs. 2 BRKG n. F. und die Kürzungsbestimmun­
gen des § 3 Abs. 3 und 4 TGV zu beachten. Eine höhere Ab­
findung kommt nur in Betracht, wenn für die Nichtinan­
spruchnahme der bereitgestellten Leistungen triftige Grün­
de ausdrücklich anerkannt werden. Die Notwendigkeit der 
Einnahme von Schonkost rechtfertigt regelmäßig nicht die 
Anerkennung triftiger Gründe. 

Kehrt der Beschäftigte täglich an den Wohnort zurück, ist 
hinsichtlich der Bemessung des Höchstbetrages nach § 3 
Abs. 5 BbgTGV die unentgeltliche Bereitstellung der Sach­
leistungen hierfür ohne Belang; sie führt somit nicht zu ei­
ner Reduzierung des Höchstbetrages. 

6	 Aus Gründen der Rechtssicherheit und im Interesse der Be­
schäftigten wird empfohlen, in den Personalverfügungen auf 
die vorstehenden Abfindungsbestimmungen hinzuweisen 
sowie eine Aussage zur Zusage beziehungsweise Nichtzu­
sage der Umzugskostenvergütung und zum Anspruch auf 
Gewährung von Trennungsgeld zu treffen. 

Die Hinweise und Abfindungsbestimmungen treten am 1. Sep­
tember 2005 in Kraft. Soweit vor dem In-Kraft-Treten Hinweise 
und Abfindungsbestimmungen auf Bestimmungen der Bran­
denburgischen Trennungsgeldverordnung Bezug nehmen, gel­
ten diese ab 1. Mai 2005. 

Das Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 23. No­
vember 2001 (ABl. S. 855) gilt - soweit Bestimmungen der 
Brandenburgischen Trennungsgeldverordnung nicht entgegen­
stehen - nur noch für Anwendungsfälle bis zum 31. August 2005 
und ist nach Ablauf des 31. August 2006 (reisekostenrechtliche 
Ausschlussfrist) nicht mehr anzuwenden. 

Trennungsgeldrecht im Land Brandenburg 
- Allgemeine  Durchführungshinweise zum 

Trennungsgeldrecht im Land Brandenburg - 

Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen 
- 45.5 - 2792 - 06 ­

Vom 10. August 2005 

Beigefügt ist die vom Ministerium der Finanzen erlassene Neu­
fassung der Allgemeinen Durchführungshinweise zum Tren­
nungsgeldrecht im Land Brandenburg (Bbg TG ADH) vom 
3. August 2005 mit der Bitte um Beachtung. 

Die Durchführungshinweise treten am 1. September 2005 in 
Kraft. Hiervon unberührt bleiben die mit Wirkung vom 1. Mai 
2005 anzuwendenden Bestimmungen der Brandenburgischen 
Trennungsgeldverordnung (BbgTGV) vom 5. April 2005 
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(GVBl. II S. 155) und die ab 1. August 2005 geltende Neurege­
lung des Einzuggebietes nach Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Ju­
ni 2005 (GVBl. I S. 214). 

Die Durchführungshinweise berücksichtigen 

- die Bestimmungen der Brandenburgischen Trennungsgeld­
verordnung (BbgTGV), 

- die Neuregelung des Einzuggebietes (weniger als 50 Kilo­
meter), 

- die Folgeänderungen aus dem Gesetz zur Überarbeitung 
des Lebenspartnerschaftsrechts vom 15. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3396, 3403) und dem Gesetz zur Reform des 
Reisekostenrechts vom 26. Mai 2005 (BGBl. I S. 1418), 

- die Auswertung der Prüfergebnisse aus der Prüfung der 
Trennungsgeldgewährung in der Landesverwaltung sowie 

- noch relevante Regelungen aus einzelnen der nachfolgend 
aufgeführten Rundschreiben des Ministeriums der Finan­
zen. 

Nachstehende Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen 
gelten nur noch für Anwendungsfälle bis zum 31. August 2005, 
soweit sie den Bestimmungen der Brandenburgischen Tren­
nungsgeldverordnung und des Gesetzes vom 22. Juni 2005 nicht 
entgegenstehen. Nach Ablauf des 31. August 2006 (Ausschluss­
frist) sind diese Rundschreiben nicht mehr anzuwenden.  

- Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 30. März 
1992 
Az. - I/6 - P 1735 - 92 - (im Amtsblatt nicht veröffentlicht) 
(Vorläufige Bestimmungen zur Durchführung der Verord­
nung über das Trennungsgeld bei Versetzungen und Abord­
nungen im Inland) 

- Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 25. Ja­
nuar 1993 
Az. - I/6. R - P 1738 (BC) - 93 in der Fassung des Rund­
schreibens vom 29. November 1993 
Az. - 1 - 15 B - P 1738 (BC) - 02/93 - (im Amtsblatt nicht 
veröffentlicht) 
(Gewährung von Reisebeihilfen nach §§ 5 bzw. 5a der Tren­
nungsgeldverordnung - TGV - und an nichttrennungsgeld­
berechtigte Minderjährige) 

-	 Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen vom 
17. März 1994 (ABl. S. 358), wortgleich mit dem Rund­
schreiben des Ministeriums der Finanzen vom 8. Februar 
1994 
Az. - 1 - 15 - P 1736 - 93 -
(Angemessenheit und Zumutbarkeit einer Wohnung gemäß 
§ 2 Abs. 1 der Trennungsgeldverordnung) 

- Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 28. Juni 
1994 
Az. - 1 - 15 - P 1740-01 (im Amtsblatt nicht veröffentlicht) 
(Trennungsgeld bei Einstellungen) 

-	 Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen vom 
22. Dezember 1994 (ABl. 1995 S. 22)
(Uneingeschränkte Umzugswilligkeit) 

- Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 
20. März 1998 
Az. - 15.3 - 2794 - 2.1 - (ABl. S. 431)


(Vermutung des Wegfalls des Umzugswillens nach § 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 TGV) 

- Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 23. Au­
gust 1999 
Az. - 15.3 - 2793 -16 - (ABl. S. 906) 
(Durchführungshinweise zur Trennungsgeldverordnung) 

- Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 6. April 
2001 
Az. - 15.3 - 2793 -17 - (ABl. S. 308) 
(Durchführungshinweise zur Trennungsgeldverordnung) 

- Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen vom 
27. November 2001 
Az. - 45.5 - 2793 - 18 (ABl. S. 856) 
(Trennungsgeldverordnung - TGV - Änderung der  Durch­
führungshinweise -) 

-	 Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 20. No­
vember 2002 
Az. - 45.5 - 0139 - 01-7-02 - (ABl. S. 1082) 
(Euro-Umstellung in besoldungs-, reisekosten- und um­
zugskostenrechtlichen Vorschriften sowie in den Vorschuss­
richtlinien) 

-	 Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 4. De­
zember 2002 
Az. - 45.5 - 2703 - 18 (ABl. S. 1178), hier nur Textziffer 6 
(Bemessung der Fahrkostenerstattung unter Berücksich­
tigung des neuen Tarifsystems der Deutschen Bahn AG; 
6. Fahrkostenerstattung in anderen Fällen) 

Sofern mit den vorstehenden Rundschreiben bereits andere 
Rundschreiben aufgehoben worden sind, gelten diese Aufhe­
bungen fort. Falls Regelungen in anderen Rundschreiben des 
Ministeriums der Finanzen den Regelungen der Allgemeinen 
Durchführungshinweise zum Trennungsgeldrecht im Land 
Brandenburg entgegenstehen, sind diese für Sachverhalte nach 
Ablauf des 31. August 2005 nicht mehr anzuwenden. 

Anlage zum Rundschreiben des 
Ministeriums der Finanzen vom 10. August 2005 

- 45.5 - 2792 - 06 ­

Allgemeine Durchführungshinweise 
zum Trennungsgeldrecht im Land Brandenburg 

- Bbg TG ADH ­

Vom 3. August 2005 

Aufgrund des § 16 des Bundesreisekostengesetzes vom 26. Mai 
2005 (BGBl. I S. 1418, 1421) und des § 15 Abs. 2 des Bundes­
umzugskostengesetzes in der Fassung des Artikels 1 des Geset­
zes vom 11. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2682) in der jeweils gel­
tenden Fassung und in Verbindung mit § 54 Abs. 1 Satz 2 des 
Landesbeamtengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Oktober 1999 (GVBl. I S. 446), der zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 22. Juni 2005 (GVBl. I S. 214) geändert wor­
den ist, erlässt das Ministerium der Finanzen folgende allgemei­
ne Durchführungshinweise: 
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I.	 Allgemeine Durchführungshinweise 

0	 Vorbemerkung für die Gewährung von Trennungs­
geld im Land Brandenburg 

0.1	 Zweck der Trennungsentschädigung und einhergehend 
damit von Umzugskostenvergütungen ist der Ersatz 
von Mehraufwendungen, die Bediensteten notwendi­
gerweise entstehen, wenn durch dienstliche Maßnah­
men der Dienstort von der Wohnung getrennt wird und 
dieser außerhalb dessen Einzugsgebietes liegt. Es han­
delt sich also nicht um Sonderzahlungen für besonde­
re Leistungen, sondern um Auslagenersatz für Auf­
wendungen, die vom Dienstherrn des Beamten oder 
Richters beziehungsweise vom Arbeitgeber des Ar­
beitnehmers veranlasst werden und die dieser deshalb 
auch finanziell zu tragen hat. Die Erstattung der Um­
zugskosten und die Gewährung des Trennungsgeldes 
sind keine Nebenverdienste, sondern finanzielle Ab­
geltung des Dienstherrn für die durch die Versetzung 
erzwungene getrennte Haushaltsführung. 

Hauptanwendungsfälle für die Zahlung von Tren­
nungsgeld sind die vom Dienstherrn veranlassten, in 
seinem Interesse liegenden Maßnahmen der Abord­
nung oder Versetzung von Bediensteten zu einem an­
deren Dienstort in erheblicher Entfernung von der bis­
herigen Wohnung. Die hierdurch entstehenden Mehr­
aufwendungen für die getrennte Haushaltsführung 
- unter Gegenrechnung der häuslichen Ersparnis, ins­
besondere bei den Verpflegungskosten - und für das 
Beibehalten der Wohnung oder Unterkunft am bisheri­
gen Wohnort gegenüber den Kosten der gewöhnlichen 
Lebensführung sind unabhängig von der Höhe des 
Einkommens und nicht aus den jeweiligen Bezügen zu 
bestreiten. Die laufende Besoldung ist auf den allge­
meinen Lebensbedarf in Abhängigkeit von dem verlie­
henen Amt abgestellt (Alimentierung) und beinhaltet 
keine Bestandteile für außergewöhnliche vom Dienst­
herrn veranlasste Bedürfnisse. Entsprechendes gilt für 
Arbeitnehmer, deren laufende Vergütung Gegenleis­
tung für die erbrachte Arbeitsleistung ist und die ihnen 
deshalb uneingeschränkt durch außergewöhnliche Be­
dürfnisse verbleiben muss. 

0.2	 § 1 der Brandenburgischen Trennungsgeldverordnung 
- BbgTGV - bestimmt, dass Beamte und Richter des
Landes Brandenburg Trennungsgeld entsprechend der 
Trennungsgeldverordnung des Bundes erhalten und 
die bundesrechtlichen Vorschriften nur noch gelten, 
soweit nichts anderes bestimmt ist. 

0.3	 Die nachstehenden Hinweise folgen in ihrer Systema­
tik der Trennungsgeldverordnung des Bundes (TGV). 
Soweit Vorschriften der Brandenburgischen Tren­
nungsgeldverordnung Abweichendes bestimmen, wird 
in den entsprechenden Textziffern hierauf hingewie­
sen. 

0.4	 Die Durchführungshinweise berücksichtigen ferner 
die Änderungen im Reisekosten- und Trennungsgeld­

recht, die sich aus dem Gesetz zur Überarbeitung des 
Lebenspartnerschaftsrechts vom 15. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3396, 3403) und dem Gesetz zur Reform 
des Reisenkostenrechts vom 26. Mai 2005 (BGBl. I 
S. 1418) ergeben (hier Artikel 1: Bundesreisekosten­
gesetz neue Fassung - BRKG n. F. -). 

1	 Zu § 1 - Anwendungsbereich -

1.1	 Zu Absatz 1 

Die Vorschrift bestimmt abschließend den unmittelba­
ren persönlichen Anwendungsbereich der Trennungs­
geldverordnung des Bundes (TGV). Sie fasst die an­
spruchsberechtigten Personen unter dem Oberbegriff 
Berechtigte zusammen. 

Aufgrund der Verweisung des § 54 des Landesbeam­
tengesetzes (LBG), des § 11 Abs. 1 des Brandenburgi­
schen Richtergesetzes und § 1 der Brandenburgischen 
Trennungsgeldverordnung (BbgTGV) sind für den 
Geltungsbereich des Landesbeamtengesetzes Berech­
tigte im Sinne der Trennungsgeldverordnung des Bun­
des 

- die Beamten des Landes, der Gemeinden und Ge­
meindeverbände und der sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körperschaften, An­
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts so­
wie


- die Richter des Landes.


Für Angestellte, Arbeiter und Auszubildende ist die 
Trennungsgeldverordnung nach Maßgabe der jeweili­
gen tariflichen Bestimmungen entsprechend anzuwen­
den (§ 42 und § 44 BAT/BAT-O, § 38 und § 40 MTArb/ 
MTArb-O, § 31 und § 32 MTW-O, § 32 BMT-G-O, § 10 
Mantel-TV Azubi-O). Für sonstige Beschäftigte des öf­
fentlichen Dienstes richtet sich die Gewährung von 
Trennungsgeld nach den jeweiligen tarif- oder einzel­
vertraglichen Regelungen. 

Die Berechtigung selber begründet noch keinen An­
spruch auf Gewährung von Trennungsgeld; dieser ent­
steht nur bei Erfüllung der allgemeinen und besonde­
ren Voraussetzungen der einzelnen Vorschriften der 
Trennungsgeldverordnung des Bundes in Verbindung 
mit der Brandenburgischen Trennungsgeldverordnung. 

Die Gewährung von Trennungsgeld ist nicht abhängig 
von der Zusage der Umzugskostenvergütung. Ist die 
Umzugskostenvergütung allerdings zugesagt, ist für 
die Gewährung von Trennungsgeld neben den sonsti­
gen Voraussetzungen § 2 TGV zusätzlich zu beachten 
(siehe hierzu auch Textziffer 2.1.0) 

1.2	 Zu Absatz 2 

Die Vorschrift regelt den sachlichen Anwendungs­
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bereich der TGV und bestimmt abschließend die 
dienstlichen Maßnahmen, die allein einen Trennungs­
geldanspruch begründen können. Anlässlich anderer 
dienstlicher Maßnahmen kann Trennungsgeld nicht 
gewährt werden. 

Das Vorliegen einer der genannten Maßnahmen als 
solche begründet noch keinen Anspruch auf Gewäh­
rung von Trennungsgeld; unter anderem müssen auch 
die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 TGV erfüllt sein 
- Dienstortwechsel, Wohnung außerhalb des Einzugs­
gebietes - (siehe hierzu auch Textziffer 1.3). 

1.2.1	 Versetzung aus dienstlichen Gründen 

Die Versetzungsfälle ergeben sich für Beamte aus § 86 
LBG, für Angestellte aus § 12 BAT/BAT-O und für Ar­
beiter aus § 8 Abs. 6 MTArb/MTArb-O, § 3 MTW-O be­
ziehungsweise § 9 Abs. 6 BMT-G-O. Für sonstige Be­
rechtigte des öffentlichen Dienstes sind die jeweiligen 
tarif- oder einzelvertraglichen Regelungen zu beachten. 

Zu beachten ist, dass bei einer Versetzung aus persön­
lichen Gründen des Berechtigten weder Umzugskos­
tenvergütung zugesagt noch Trennungsgeld gewährt 
werden darf. Ausgenommen hiervon sind Fälle des § 1 
Abs. 2 Nr. 11 TGV (Versetzung aus gesundheitlichen 
Gründen mit Zusage der Umzugskostenvergütung). 

1.2.2	 Aufhebung einer Versetzung nach einem Umzug mit 
Zusage der Umzugskostenvergütung 

- Bleibt frei -

1.2.3	 Verlegung der Beschäftigungsbehörde 

Die Verlegung der Beschäftigungsbehörde steht der 
Versetzung aus dienstlichen Gründen gleich. Das Glei­
che gilt für die Umbildung von Körperschaften, An­
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Bei der 
Verlegung der Beschäftigungsbehörde behalten die 
Berechtigten ihr bisheriges Amt bei; es handelt sich 
hier nicht um eine Versetzung. 

Von der Verlegung der Beschäftigungsbehörde zu 
unterscheiden ist deren Auflösung (zum Beispiel im 
Rahmen der Gemeindegebiets- oder Verwaltungs­
strukturreform). In diesem Fall erhalten die Berechtig­
ten ein neues - anderes - Amt bei einer anderen Behör­
de und werden dorthin aus dienstlichen Gründen 
versetzt (vergleiche § 86 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 90 Abs. 1 LBG). 

1.2.4	 Nicht nur vorübergehende Zuteilung aus dienstlichen 
Gründen zu einem anderen Teil der Beschäftigungsbe­
hörde 

Hierzu gehört auch die dauernde „Umsetzung“ ge­
mäß § 89 LBG. 

Bei einer Umsetzung aus persönlichen Gründen des 

Berechtigten darf weder Umzugskostenvergütung zu­
gesagt noch Trennungsgeld gewährt werden. 

1.2.5	 Übertragung eines anderen Richteramtes 

- Bleibt frei -

1.2.6	 Abordnung, auch im Rahmen der Aus- und Fortbil­
dung 

1.2.6.1	 Die Abordnung ist für Beamte in § 87 LBG, für Ange­
stellte in § 12 BAT/BAT-O und für Arbeiter in § 8 Abs. 6 
MTArb/MTArb-O, § 3 MTW-O beziehungsweise § 9 
Abs. 6 BMT-G-O geregelt. Für sonstige Berechtigte 
des öffentlichen Dienstes sind die jeweiligen tarif­
oder einzelvertraglichen Regelungen zu beachten. 

1.2.6.2	 Die Abordnung setzt eine bestimmte Mindestdauer 
nicht voraus, so dass auch ein- oder halbtägige Abord­
nungen möglich sind. Bei Abordnungen von weniger 
als drei Tagen Dauer ist ein Trennungsgeldanspruch 
nicht gegeben, da hierfür nach § 11 Abs. 1 Satz 4 
BRKG n. F. Reisekostenvergütung gewährt wird. 

1.2.6.3	 Bei einer Abordnung mit dem Ziel der Versetzung aus 
persönlichen Gründen darf weder Umzugskosten­
vergütung zugesagt noch Trennungsgeld gewährt wer­
den. 

1.2.6.4	 Die dienstlich angeordnete Teilnahme an einer Aus­
oder Fortbildungsveranstaltung bei einer anderen 
Dienststelle ist immer eine Abordnung (so genannte 
„Aus- oder Fortbildungsabordnung“). In § 63 Abs. 1 
Nr. 22 des Landespersonalvertretungsgesetzes wird 
diese Abordnung als „Entsendung“ bezeichnet. 

Eine Abordnung im Rahmen der Ausbildung ist auch 
die in § 15 Abs. 3 BRKG n. F. behandelte Zuweisung 
von Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
zum Zwecke ihrer Ausbildung zu einer Ausbildungs­
stelle an einem anderen Ort als dem bisherigen Dienst­
oder Wohnort; sie wird auch als „Ausbildungsabord­
nung“ bezeichnet. Diese Zuweisung ist mithin der Ab­
ordnung mit der Folge gleichgestellt, dass die Zuge­
wiesenen dem Grunde nach einen Rechtsanspruch auf 
die Gewährung von Trennungsgeld haben. 

Bei Aus- oder Fortbildungsmaßnahmen, die überwie­
gend im privaten Interesse liegen, besteht kein An­
spruch auf Gewährung von Trennungsgeld; auf die rei­
sekostenrechtlichen Regelungen des § 11 Abs. 4 
BRKG n. F. wird hingewiesen. 

1.2.7	 Zuweisung nach § 123a des Beamtenrechtsrahmenge­
setzes - BRRG ­

§ 123a BRRG regelt die Fälle, in denen der Beamte ei­
ne seinem Amt entsprechende Tätigkeit bei einer an­
deren Stelle als einer Dienststelle ausüben soll. Für den 
Geltungsbereich des Landesbeamtengesetzes sind die­
se Fälle in § 87 Abs. 5 LBG geregelt. 
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Für Angestellte und Arbeiter ist die Zuweisung allge­
mein in § 12 BAT/BAT-O und § 8 Abs. 6 MTArb/ 
MTArb-O beziehungsweise § 9 Abs. 6 BMT-G-O ge­
regelt. Für sonstige Berechtigte des öffentlichen Diens­
tes sind die jeweiligen tarif- oder einzelvertraglichen 
Regelungen zu beachten. Zu beachten ist ferner, dass 
die tarifrechtliche Zuweisung keine einseitige Anord­
nung des Arbeitgebers ist, sondern stets die einver­
nehmliche Änderung des Arbeitsvertrages erfordert. 

1.2.8	 Vorübergehende Zuteilung aus dienstlichen Gründen 
zu einem anderen Teil der Beschäftigungsbehörde 

Hierzu gehört auch die zeitweilige „Umsetzung“ ge­
mäß § 89 LBG. 

Bei einer Umsetzung aus persönlichen Gründen des 
Berechtigten darf weder Umzugskostenvergütung zu­
gesagt noch Trennungsgeld gewährt werden. 

1.2.9	 Vorübergehende dienstliche Tätigkeit bei einer ande­
ren Stelle als einer Dienststelle 

Eine „andere Stelle als eine Dienststelle“ ist eine pri­
vatrechtliche oder öffentlich-rechtliche Stelle außer­
halb des deutschen öffentlichen Dienstes, beispiels­
weise ein kommunaler Eigenbetrieb oder ein In­
dustriebetrieb. 

Die Vorschrift erfasst auch die Teilnehmer an dienst­
lich angeordneten Aus- oder Fortbildungsmaßnahmen, 
die nicht abgeordnet werden können, weil die Veran­
staltung nicht bei einer Dienststelle stattfindet. Die 
Teilnehmer werden dann angewiesen, dort an der Aus­
oder Fortbildungsveranstaltung teilzunehmen (Anwei­
sung zur Teilnahme). 

1.2.10	 Aufhebung oder Beendigung einer Maßnahme nach 
den Nummern 6 bis 9 nach einem Umzug mit Zusage 
der Umzugskostenvergütung 

Dienstliche Maßnahmen im Sinne dieser Vorschrift 
sind - beispielsweise - die 

- förmliche Aufhebung einer unbefristeten oder 
- förmliche vorzeitige Aufhebung einer befristeten 

als auch 
- durch Zeitablauf faktische Aufhebung (= Beendi­

gung) einer befristeten Abordnung. 

Aus Anlass der Aufhebung oder Beendigung einer Ab­
ordnung wird Trennungsgeld nur gewährt, wenn der 
Berechtigte anlässlich der Abordnung mit Zusage der 
Umzugskostenvergütung nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 
des Bundesumzugskostengesetzes (BUKG) umgezo­
gen war, das heißt, dass für diesen Umzug auch Um­
zugskostenvergütung gewährt worden ist. 

Kehrt der Berechtigte nach einer Abordnung ohne Zu­
sage der Umzugskostenvergütung an den bisherigen, 
bei einer Kette von Maßnahmen nach § 1 Abs. 2 TGV 

an den ursprünglichen Dienstort zurück, so darf Tren­
nungsgeld nicht gewährt werden, und zwar auch dann 
nicht, wenn der Berechtigte in der Zwischenzeit aus 
persönlichen Gründen an einen anderen Ort umgezo­
gen ist. 

Vorgenanntes gilt entsprechend für die anderen dienst­
lichen Maßnahmen nach den Nummern 7 bis 9 anläss­
lich deren Aufhebung oder Beendigung. 

1.2.11	 Versetzung mit Zusage der Umzugskostenvergütung 
nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 des Bundesumzugskostengeset­
zes 

- Bleibt frei -

1.2.12	 Einstellung mit Zusage der Umzugskostenvergütung 

1.2.12.1 In Fällen der Einstellung (§ 1 Abs. 2 Nr. 12 und 13 
TGV) hat der Berechtigte weder einen „bisherigen“ 
noch einen „neuen“ Dienstort im Sinne des Tren­
nungsgeldrechts. Trennungsgeld kann - wenn über­
haupt - deshalb in sinngemäßer Anwendung nur ge­
währt werden, wenn der eingestellte Beschäftigte nicht 
am (Einstellungs-)Dienstort und nicht im Einzugsge­
biet wohnt. 

1.2.12.2 Die Einstellung ist 

- eine Ernennung zur Begründung eines Beamten­
oder Richterverhältnisses oder 

- die Begründung eines Arbeitsverhältnisses durch 
Abschluss eines Arbeitsvertrages. 

1.2.12.3 Die Zusage der Umzugskostenvergütung (UKV) an­
lässlich der Einstellung kann nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
BUKG in entsprechender Anwendung des § 3 Abs. 1 
Nr. 1 BUKG erteilt werden. Da es sich hier um eine 
Kann-Bestimmung handelt, ist in jedem Einzelfall 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen, ob die 
UKV - mit Rückzahlungsverpflichtung nach Maßgabe 
des § 5 Abs. 3 BUKG - zugesagt werden darf. 

Bei dieser Ermessensentscheidung sind die Textzif­
fern 4.1.1 und 4.1.2 der Allgemeinen Verwaltungsvor­
schrift zum Bundesumzugskostengesetz (BUKGVwV) 
zu beachten. Danach kann bei Einstellungen die UKV 
zugesagt werden, wenn 

- ein dringendes dienstliches Interesse an der Ge­
winnung des Bewerbers besteht, ein Bewerber mit 
entsprechender Qualifikation am Dienstort ein­
schließlich seines Einzugsgebietes nicht zur Ver­
fügung steht und die Befriedigung des dringenden 
dienstlichen Interesses nicht auf andere Weise er­
reicht werden kann 

und daneben 

- der Bewerber im Landesdienst bleibt und der Um­
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zug an den Einstellungsort unter Berücksichtigung 
der dortigen Verwendungsdauer wirtschaftlicher 
als eine Trennungsgeldgewährung ist (dies gilt ins­
besondere bei Unverheirateten ohne Wohnung im 
Sinne des § 10 Abs. 3 BUKG). 

Bei der Einstellung mit Zusage der UKV besteht ein 
Rechtsanspruch auf Trennungsgeld dem Grunde nach. 

1.2.13	 Einstellung ohne Zusage der Umzugskostenvergütung 
bei vorübergehender Dauer des Dienstverhältnisses, 
der vorübergehenden Verwendung am Einstellungsort 
oder während der Probezeit 

1.2.13.1 Die Gewährung von Trennungsgeld in den genannten 
Fällen soll nicht die Regel sein. Deshalb bedarf es in 
diesen Fällen der Zustimmung der obersten Dienst­
behörde oder der von ihr ermächtigten nachgeordneten 
Behörde. Trennungsgeld ist nur ausnahmsweise zu 
gewähren, wenn unter anderem ein dringendes dienst­
liches Interesse oder Bedürfnis an der Einstellung ge­
geben ist. Textziffer 1.2.12.1 ist zu beachten. 

1.2.13.2 Die Feststellung, ob die Dauer des Dienstverhältnisses 
oder die Verwendung am Einstellungsort „vorüberge­
hend“ ist, bestimmt sich nach den Umständen des Ein­
zelfalles. Allgemein ist davon auszugehen, dass die 
Besetzung eines Dienstpostens/Arbeitsplatzes für die 
Dauer von mindestens zwei Jahren als nicht mehr vo­
rübergehend angesehen werden kann. Dauert das 
Dienst-/Beschäftigungsverhältnis länger als zunächst 
angenommen, sollte unter dem Gesichtspunkt mög­
lichst sparsamer Verwendung von Haushaltsmitteln 
(Kostenvergleichsberechnung), aber auch unter Be­
rücksichtigung der dienstlichen Belange und persön­
lichen Verhältnisse des eingestellten Bewerbers ge­
prüft werden, ob die UKV zugesagt werden kann. (An­
merkung: Hinsichtlich der „Zusage der Umzugskos­
tenvergütung bei dienstlichen Maßnahmen im Inland“ 
vergleiche Erlass des Ministeriums der Finanzen vom 
20. Mai 1997 [ABl. S. 531], zuletzt geändert durch 
Rundschreiben vom 8. November 2004 [ABl. S. 885]1). 

1.2.13.3 Trennungsgeld während der Probezeit kommt nur 
dann in Betracht, wenn nach deren Ablauf die Zusage 
der Umzugskostenvergütung erteilt beziehungsweise 
wirksam wird. 

1.2.14	 Räumung einer Dienstwohnung auf dienstliche Wei­
sung 

- Bleibt frei ­

Neu: Zuletzt geändert durch Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen 
vom 4. August 2005 - 45.5 - 2714 - 3.1 - (ABl. S. 879) 

1.3	 Zu Absatz 3 - Wohnung im Einzugsgebiet ­

(§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c BUKG in Verbindung mit 
§ 54 Abs. 3 Nr. 2 LBG ) 

1.3.0	 Als Einzugsgebiet wird die nähere räumliche Umge­
bung des Dienstortes bezeichnet. Aufgrund landes­
beamtenrechtlicher Bestimmung (§ 54 Abs. 3 Nr. 2 
LBG) ist dieser Bereich ab dem 1. August 2005 auf ei­
ne Entfernung von weniger als 50 Kilometer zwischen 
der neuen Dienststätte des Bediensteten und seiner 
Wohnung begrenzt (bis zum 31. Juli 2005 galt eine 
Entfernung von weniger als 30 Kilometer) mit der Fol­
ge, dass erst dann eine trennungsgeldrechtliche Erstat­
tung dienstlich veranlasster Aufwendungen erfolgt, 
wenn bei einem Dienstortwechsel aus dienstlichem 
Anlass diese Entfernung erreicht oder überschritten 
wird. Für geringere Entfernungen sind daher tren­
nungsgeldrechtliche Entschädigungsregelungen nicht 
mehr erforderlich, weil insofern nur üblicher, der all­
gemeinen Lebensführung zuzurechnender Aufwand 
vorliegt und ein dienstlich bedingter Mehraufwand 
deshalb nicht anerkannt zu werden braucht. 

1.3.1	 Befindet sich die Wohnung des Berechtigten im Ein­
zugsgebiet des neuen Beschäftigungs-/Aus- oder Fort­
bildungsortes, darf aufgrund einer dienstlichen Maß­
nahme nach § 1 Abs. 2  TGV Trennungsgeld nicht ge­
währt werden (Ausschluss-Tatbestand). Dies gilt auch 
dann, wenn die tägliche Rückkehr zum Wohnort nach 
§ 3 Abs. 1 Satz 2 TGV nicht zuzumuten wäre. 

Die Reisekostenvergütung für die notwendigen 
Dienstreisen (Dienstantrittsreise/Dienstrückreise) aus 
Anlass einer Abordnung oder einer sonstigen vorüber­
gehenden Maßnahme nach § 1 Abs. 2 Nr. 6 bis 9 TGV 
von mehr als zwei Tagen Dauer richtet sich aus­
schließlich nach § 11 Abs. 1 Satz 1 BRKG n. F. Eine 
Umgehung des trennungsgeldrechtlichen Ausschluss-
Tatbestandes durch „Anordnung von eintägigen Ab­
ordnungen mit täglicher Rückkehr zur Wohnung“ und 
somit Erstattung der Mehraufwendungen für Verpfle­
gung durch Gewährung eines möglichen Tagegeldes 
nach § 6 BRKG n. F. ist nicht zulässig. 

Bei der Teilnahme an Lehrgängen im Inland (verglei­
che Textziffer 1.2.6.4: Ausbildungsabordnung) be­
stimmt sich die reisekosten- und trennungsgeldrechtli­
che Abfindung nach dem Rundschreiben des Ministe­
riums der Finanzen vom 23. November 2001 (ABl. 
S. 855)2. 

1.3.2	 Die Gewährung von Trennungsgeld bei Maßnahmen 
nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 13 TGV kommt nur in Be­
tracht, wenn 

- der neue Dienst-/Beschäftigungsort ein anderer als 
der bisherige Dienst-/Beschäftigungsort ist und 

2 Neu:	 Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 11. August 2005 
- 45.5 - 2704 - 11.1 - (ABl. S. 898)

1 
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- die Wohnung des Berechtigten nicht im Einzugs­
gebiet des neuen Dienstortes liegt. 

Beide Voraussetzungen müssen erfüllt sein. 

1.3.3	 Dienstort ist der Ort, an dem die Behörde oder ständi­
ge Dienststelle/Dienststätte, bei der der Berechtigte 
tatsächlich beschäftigt ist, ihren Sitz hat. Als Sitz gilt 
der Bereich der jeweiligen politischen - im Regelfall 
durch Ortstafeln gekennzeichneten - Gemeinde. Er­
streckt sich eine Behörde oder Dienststelle in Räum­
lichkeiten und Anlagen über mehrere Gemeinden, ist 
die Gemeinde entscheidend, in der sich die Leitung der 
Behörde oder ständige Dienststelle befindet. 

1.3.4	 Das Einzugsgebiet bestimmt sich nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe c BUKG in Verbindung mit § 54 Abs. 3 
Nr. 2 LBG. Danach liegt die Wohnung des Berechtig­
ten im Einzugsgebiet, wenn sie auf einer üblicher­
weise befahrenen Strecke weniger als 50 Kilometer 
von der neuen Dienststelle/Dienststätte entfernt ist 
oder im neuen Dienstort liegt. 

1.3.5	 Für die Ermittlung der - einfachen - Entfernung (Ent­
fernungskilometer) wird die kürzeste, verkehrsübli­
che Strecke von der Wohnung zur Dienststätte ohne 
Rücksicht auf den Zeitaufwand zugrunde gelegt. Eine 
zwangsläufige Überschreitung einer Ländergrenze im 
Inland (beispielsweise Brandenburg - Berlin) ist ohne 
Belang. 

Üblicherweise befahrene Strecken sind alle Ver­
kehrswege, auf denen die Dienststelle/Dienststätte mit 
regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln oder 
mit privaten Kraftfahrzeugen erreicht werden kann. 
Dabei kommt es nicht darauf an, welchen Verkehrsweg 
der Berechtigte persönlich benutzt. 

1.3.6	 Im Falle des Verzichts auf die Zusage der Umzugs­
kostenvergütung bei Maßnahmen nach § 1 Abs. 2 
Nr. 1 bis 5 TGV ist die trennungsgeldrechtliche Abfin­
dung durch § 5 Abs. 2 TGV auf Reisebeihilfen für 
Heimfahrten auf die Dauer eines Jahres begrenzt. Be­
rechtigte, die verzichtet haben und zwischen ihrem 
neuen Dienstort und ihrem bisherigen Wohnort ar­
beitstäglich pendeln, haben gleichwohl einen entspre­
chenden Anspruch auf Reisebeihilfen nach § 5 TGV 
(vergleiche amtliche Begründung zu § 12 Abs. 4 
BUKG); ansonsten haben sie keinen Anspruch auf 
Leistungen nach der TGV. 

1.4	 Zu Absatz 4 

- Bleibt frei ­

2 Zu § 2	 - Trennungsgeld nach Zusage der Umzugs­
kostenvergütung -

2.1	 Zu Absatz 1 

2.1.0	 Bei zugesagter Umzugskostenvergütung darf Tren­
nungsgeld nur gewährt werden, 

- wenn der Berechtigte uneingeschränkt umzugs­
willig ist und 

- solange er wegen Wohnungsmangels im Einzugs­
gebiet (vergleiche Textziffer 1.3.0) nicht umziehen 
kann 

und daneben die sonstigen allgemeinen Voraussetzun­
gen in den übrigen Vorschriften der Trennungsgeldver­
ordnung erfüllt sind. 

2.1.1	 Uneingeschränkte Umzugswilligkeit 

2.1.1.1	 Die uneingeschränkte Umzugswilligkeit als innere 
Einstellung kann naturgemäß nur durch schlüssiges 
Handeln bewiesen und durch Indizien festgestellt 
werden. Hierfür sind dem Dienstherrn/Arbeitgeber 
geeignete Unterlagen vorzulegen. Aus ihnen muss 
sich 

- der Wille, eine neue Wohnung am Dienstort und 
seinem Einzugsgebiet zu finden, sowie 

- das ständige, erkennbare Bemühen hierum unter 
Ausschöpfung aller Möglichkeiten 

ergeben. 

2.1.1.2	 Als ernsthafte Bemühungen kommen allgemein in Be­
tracht: 

- Aufgeben von Wohnungssuchanzeigen in mindes­
tens einer im Einzugsgebiet vertriebenen Tages­
zeitung, 

- Auswerten von Wohnungsangeboten in mindes­
tens zwei im Einzugsgebiet erscheinenden Tages­
zeitungen, 

- Vorsprechen bei kommunalen Wohnungsvermitt­
lungsstellen oder gemeinnützigen Wohnungsbau­
gesellschaften, 

- Beauftragen eines Maklers, 
- Inanspruchnehmen der Wohnungsfürsorge des 

Dienstherrn/Arbeitgebers. 

2.1.1.3	 Die Anforderungen an die Bemühungen dürfen jedoch 
nicht überspannt werden. So liegen intensive Woh­
nungsbemühungen auch vor, wenn der Berechtigte die 
eine oder andere Art der Bemühungen vernachlässigt, 
jedoch die im jeweiligen Einzugsgebiet am meisten er­
folgversprechenden Maßnahmen mit besonderer Inten­
sität verfolgt. Bei der Bewertung der Wohnungsbemü­
hungen sind auch zusätzliche Initiativen, zum Beispiel 
Einschalten von Kollegen, Bekannten und so weiter, 
zugunsten des Berechtigten zu berücksichtigen. 

2.1.1.4	 Die Wohnungsbemühungen müssen umgehend nach 
Dienstantritt beziehungsweise nach Wirksamwerden 
der UKV-Zusage einsetzen und jeweils mit dem An­
trag auf Weiterbewilligung von Trennungsgeld für den 
abgelaufenen Bewilligungszeitraum nachgewiesen 
werden. Der jeweiligen Bewilligungs- beziehungs­
weise Abrechnungsstelle steht es frei, entsprechende 
Nachweise in kürzeren Abständen vom Berechtigten 
zu fordern, wenn dazu Veranlassung besteht. Wird der 
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Erstbewilligungsantrag erst später als zwei Wochen 
nach Dienstantritt beziehungsweise nach Wirksam­
werden der UKV-Zusage gestellt, müssen die ersten 
Wohnungsbemühungen bereits mit diesem Antrag be­
legt sein. 

2.1.2	 Vermutung des Wegfalls des Umzugswillens 

2.1.2.1	 Die derzeitige Wohnung liegt näher zum neuen als zum 
bisherigen Dienstort 

In Fällen, in denen der neue Dienstort auf der Strecke 
zwischen dem derzeitigen Wohnort und dem bisheri­
gen Dienstort liegt, kann davon ausgegangen werden, 
dass eine Bereitschaft zu einem Umzug an den neuen 
Dienstort einschließlich seines Einzugsgebietes nicht 
besteht, sofern nicht ganz besondere Umstände, an de­
ren Nachweis strenge Anforderungen zu stellen sind, 
eindeutig für die Umzugswilligkeit sprechen. 

2.1.2.2	 Erwerb eines Eigenheims oder einer Eigentumswoh­
nung außerhalb des Einzugsgebietes des neuen Dienst­
ortes 

In diesen Fällen muss der Wegfall der uneinge­
schränkten Umzugswilligkeit in aller Regel vermutet 
werden. Die Trennungsgeldzahlung ist mit Ablauf des 
Tages einzustellen, an dem die Erwerbsabsicht besteht 
(vergleiche § 8 Abs. 1 TGV). 

2.1.2.3	 Fehlender Umzugswille des Ehegatten/Lebenspartners 

Grundsätzlich wird der Trennungsgeldanspruch des 
Berechtigten durch fehlende Umzugsbereitschaft sei­
nes Ehegatten/Lebenspartners zwar nicht berührt, in 
diesem Fall ist aber besonders sorgfältig zu prüfen, ob 
der Bedienstete tatsächlich umzugswillig ist. 

2.1.3	 Entbindung von Wohnungsbemühungen 

Der Berechtigte muss grundsätzlich fortwährend alle 
Möglichkeiten zur Erlangung einer angemessenen 
Wohnung ausschöpfen. Während der Teilnahme an 
dienstlichen Maßnahmen außerhalb des Einzugsgebie­
tes oder in urlaubs- oder krankheitsbedingten Abwesen­
heitszeiten können nach Lage des Einzelfalles persön­
liche Wohnungsbemühungen nicht verlangt werden. 

Liegen Umzugshinderungsgründe im Sinne des § 2 
Abs. 2 TGV vor, kann auf den Nachweis von Woh­
nungsbemühungen vorübergehend verzichtet werden. 
Sie müssen jedoch rechtzeitig, mindestens vier Monate 
vor Wegfall des Hinderungsgrundes (wieder) verstärkt 
einsetzen. Der Berechtigte darf seinen Umzugswillen 
anlässlich des Hinderungsgrundes nicht aufgeben, denn 
die Hinderungsgründe schränken den Umzugswillen 
nicht ein, sondern hindern nur vorübergehend. 

2.1.4	 Wohnungsmangel 

Der Wohnungsmangel muss am neuen Dienstort und 
seinem Einzugsgebiet bestehen. Hieraus folgt, dass 

- die Wohnungssuche sich nur auf diesen Bereich zu 
erstrecken braucht und 

- ein Wohnungsmangel außerhalb dieses Bereiches 
bedeutungslos ist. 

Bei der Prüfung der Frage, ob Wohnungsmangel be­
steht, ist der gesamte Wohnungsmarkt am Dienstort 
und seinem Einzugsgebiet zu berücksichtigen. 

2.1.5	 Wegfall des Wohnungsmangels 

Aufgrund der Situation auf dem Wohnungsmarkt kann 
davon ausgegangen werden, dass im Regelfall inner­
halb von drei Monaten nach Dienstantritt beziehungs­
weise nach Wirksamwerden der UKV-Zusage eine den 
familiären Bedürfnissen des Berechtigten entsprechen­
de Wohnung gefunden wird mit der Folge, dass die Ge­
währungsvoraussetzung „Vorliegen des Wohnungs­
mangels im Einzugsgebiet“ nicht mehr gegeben ist. 

Der Wohnungsmangel entfällt ohne Rücksicht auf den 
tatsächlichen Umzug mit dem Tag des frühestmög­
lichen Bezuges einer angemessenen Wohnung. Dieser 
Tag ist aktenkundig festzustellen und dem Berechtig­
ten mitzuteilen. 

Für die Durchführung des Umzuges in diese Wohnung 
kann darüber hinaus eine Vorbereitungszeit von regel­
mäßig 14 Tagen ab dem Zeitpunkt berücksichtigt wer­
den, zu dem der endgültig mögliche Bezugstermin der 
Wohnung dem Berechtigten bekannt wurde. Bei erfolg­
reichen Wohnungsbemühungen vor Wirksamwerden 
der dienstlichen Maßnahme rechnet diese Frist ab 
Dienstantritt. 

Wurde ein Haus oder eine Wohnung angemietet oder 
gekauft, und ist der Einzug objektiv erst nach Ablauf 
der 14-tägigen Vorbereitungsfrist möglich, kann Tren­
nungsgeld bis zum frühestmöglichen Umzugstermin, 
längstens jedoch - entsprechend den Bestimmungen 
des § 4 Abs. 1 BbgTGV (Anspruchszeitraum) - für ins­
gesamt drei Monate gewährt werden. 

2.1.6	 Angemessenheit der Wohnung 

Die Angemessenheit einer Wohnung ist nach den fa­
miliären Bedürfnissen zu bewerten. Dabei ist von der 
bisherigen Wohnungsgröße auszugehen, es sei denn, 
dass sie in einem erheblichen Missverhältnis zur Zahl 
der im Haushalt lebenden Personen steht. Eine der Fa­
miliengröße entsprechende Wohnung ist im Regelfall 
gegeben, wenn sie für jede vor und nach dem Umzug 
zum Haushalt des Berechtigten gehörende berücksich­
tigungsfähige Person mindestens ein Zimmer enthält. 
Die Größe der einzelnen Zimmer ist dabei ohne Be­
lang, sollte jedoch nicht unter zehn Quadratmeter 
Wohnfläche je Zimmer  sein. Als Zimmer gelten nur 
Wohn- und Schlafräume. 

Folgende Wohnflächen (einschließlich Küche, Diele, 
Bad und Toilette) und Zimmeranzahl sollen eine 
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Orientierungshilfe sein, mit geringfügigen Abwei­
chungen nach oben oder unten (Anhaltswerte ohne 
Rechtsanspruch): 

- für Alleinstehende 
40 bis 60 qm - 2 Wohnräume, 

- bei zwei Familienmitgliedern 
58 bis 72 qm - 2 Wohnräume, 

- bei drei Familienmitgliedern 
74 bis 94 qm - 3 Wohnräume, 

- bei vier Familienmitgliedern 
86 bis 105 qm - 4 Wohnräume*, 

- bei fünf Familienmitgliedern 
100 bis 120 qm - 5 Wohnräume*, 

- bei sechs Familienmitgliedern 
115 bis 135 qm - 6 Wohnräume*, 

- jede weitere Person 
plus 10 bis 15 qm - 1 Wohnraum*. 

Eine Wohnung ist angemessen ausgestattet, wenn sie 
dem üblichen Standard entspricht. Dazu gehören Zent­
ralheizung sowie Bad und Toilette innerhalb der Woh­
nung. 

Den familiären Bedürfnissen des Berechtigten ent­
spricht eine ausreichend große Wohnung zudem nur 
dann, wenn sie nach den Umständen des Einzelfalles 
auch familiengerecht ist. Familiengerecht ist eine 
Wohnung, wenn sie nach ihrer Größe und Lage, nach 
Ausmaß und Zuschnitt der Räume den Anforderungen 
entspricht, die erfüllt sein müssen, um der Familie ein 
Heim zu bieten, das eine gesunde Entwicklung der Fa­
milie und eine Entfaltung des Familienlebens gewähr­
leistet; dazu gehört auch, dass die finanziellen Belas­
tungen für die Familie tragbar (zumutbar) sind. 

Hat der Berechtigte besonders große Möbel oder um­
fangreichen Hausrat, muss er Einschränkungen gegen­
über seinen bisherigen Wohnverhältnissen hinnehmen. 
Die Einlassung, dass eine Wohnung nicht so große Räu­
me hat wie die bisherige oder nicht so preiswert oder 
nicht so günstig gelegen ist, ist für die Beurteilung der 
Angemessenheit ohne Belang, sie indiziert vielmehr ei­
ne nicht uneingeschränkte Umzugswilligkeit und führt 
im Regelfall zur Versagung des Trennungsgeldes. 

2.1.7	 Angemessene Miethöhe 

2.1.7.1	 Die Miethöhe allein ist nicht maßgebend für die Beur­
teilung der Angemessenheit einer Wohnung, jedoch 
sind Wohnungen mit im Vergleich zur bisherigen Woh­
nung unverhältnismäßigen hohen Mieten unberück­
sichtigt zu lassen. 

Eine Wohnung am neuen Dienstort einschließlich des 
Einzugsgebietes ist hinsichtlich der Miethöhe (Netto-
Kaltmiete) als angemessen einzustufen, wenn 

* Für je zwei  Kinder gleichen Geschlechts bis zum vollendeten 14. Lebensjahr 
und für je zwei Kinder ungleichen Geschlechts bis zum vollendeten 6. Le­
bensjahr ein Wohnraum. 

- deren Miete nicht mehr als zehn Prozent über der 
bisherigen Netto-Kaltmiete liegt oder 

- die Miete 25 Prozent des Familiennettoeinkom­
mens nicht übersteigt. Maßgebend ist hier das Net­
toeinkommen aller der in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden Familienmitglieder im Zeitpunkt der 
Trennungsgeld-Antragstellung. 

Als Nettoeinkommen ist die Summe der steuerpflich­
tigen monatlichen Bruttobezüge abzüglich 

- der Lohnsteuer,

- des Solidaritätszuschlages und 

- der Kirchensteuer 


anzusetzen. Neben den einzelnen steuerlichen Bestand­
teilen sind hiervon auch die Sozialversicherungsbeiträ­
ge in Abzug zu bringen. Den Pflichtbeiträgen in der So­
zialversicherung stehen bei Beamten und Richtern die 
Beiträge für die private Krankenversicherung gleich. 

2.1.7.2	 Die Miethöhe für eine im Einzugsgebiet familienge­
rechte 

- vergleichsweise neu zu errichtende Landes-/Bun-
desdarlehenswohnung, 

- vorhandene Landesmietwohnung oder Landesdarle­
henswohnung oder im Besetzungsrecht des Landes 
stehende Bundesmiet-/Bundesdarlehenswohnung, 

- Wohnung, die mit Bundes-/Landesmitteln geför­
dert wurde und im Besetzungsrecht des Bundes 
oder des Landes steht, 

ist immer zumutbar. 

2.1.8	 Ist lediglich der Berechtigte ohne die zu seiner häus­
lichen Gemeinschaft gehörenden Personen (§ 2 Abs. 2 
Nr. 1 TGV) bereit, an den neuen Dienstort umzuziehen, 
ist das Trennungsgeld bis zur Beziehbarkeit einer aus­
schließlich für seine Person angemessenen Wohnung zu 
gewähren. Die Höhe des Trennungstagegeldes richtet 
sich auch in diesen Fällen nach § 3 Abs. 3 TGV, wenn die 
dortig genannten und sonstigen Voraussetzungen erfüllt 
sind (§ 3 Abs. 4 BbgTGV ist zu beachten). 

2.1.9	 Die Erstbewilligung von Trennungsgeld soll allgemein 
für einen Monat, soweit eine angemessene Wohnung 
aufgrund der örtlichen Wohnungsmarktlage innerhalb 
dieses Zeitraumes erfahrungsgemäß voraussichtlich 
nicht erlangbar ist, für längstens zwei Monate ausge­
sprochen werden. Die Weiterbewilligung ist unter Be­
achtung des § 4 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 BbgTGV für 
einen Zeitraum vorzunehmen, den der umzugswillige 
Berechtigte bei entsprechenden Bemühungen zur Er­
langung einer Wohnung voraussichtlich benötigt. Im 
Übrigen erfolgt die Weitergewährung des Trennungs­
geldes bis zum Zeitpunkt der Behebung des Woh­
nungsmangels, spätestens mit Ablauf des Anspruchs­
zeitraumes nach § 4 Abs. 1 Satz 1 BbgTGV, oder - in 
Fällen des § 4 Abs. 3 Nr. 2 BbgTGV - mit Ablauf des 
Umzugshinderungsgrundes (vergleiche Textziffer 2.2). 
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2.1.10	 Sonderregelung für unverheiratete Berechtigte ohne 
Wohnung 

2.1.10.1 Erfüllt eine Wohnung nicht die Voraussetzungen des 
§ 10 Abs. 3 BUKG, gilt der Wohnungsmangel mit dem 
möglichen Bezug eines möblierten Zimmers oder ei­
ner bereitgestellten Gemeinschaftsunterkunft als be­
hoben. Gleiches gilt, wenn der Unverheiratete zwar ei­
ne Wohnung besitzt, diese aber nicht berücksichtigt 
wird, weil die Wohnung wegen ihrer Entfernung zum 
letzten Dienstort nur gelegentlich genutzt wurde. (An­
merkung: Für eingetragene Lebenspartnerschaften ist 
diese Textziffer nicht anzuwenden.) 

2.1.10.2	 Eine Gemeinschaftsunterkunft muss den bau-, ge­
sundheits-, brand- und unfallschutzrechtlichen Vor­
schriften entsprechen. Die Mindestbedingungen für den 
Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften sind dem Rund­
erlass des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit 
und Familie vom 27. August 1999 (ABl. S. 992) und 
26. August 2004 (ABl. S. 685) zu entnehmen. 

2.2	 Zu Absatz 2 - Umzugshinderungsgründe -

2.2.1	 Eine vorübergehende schwere Erkrankung recht­
fertigt eine Umzugsverzögerung nur dann, wenn dem 
Betroffenen das Verlassen der Wohnung wegen der Art 
und Schwere der Krankheit nicht möglich ist. Auch ei­
ne durch Unfall verursachte schwere, den Umzug vo­
rübergehend hindernde, gesundheitliche Beeinträchti­
gung des Berechtigten oder eines berücksichtigungs­
fähigen Familienangehörigen ist als Hinderungsgrund 
anzusehen. 

Eine Gesundheitsstörung, die lediglich eine ärztliche 
ambulante Behandlung erfordert, jedoch eine Rei­
seunfähigkeit nicht bewirkt, ist nicht anerkennungsfä­
hig. Das Vorliegen einer vorübergehenden schweren 
gesundheitlichen Beeinträchtigung mit Reiseunfähig­
keit und deren voraussichtliche Dauer sind durch eine 
aussagekräftige ärztliche, gegebenenfalls fachärztli­
che Bescheinigung nachzuweisen. Die Kosten hierfür 
hat der Berechtigte zu tragen. 

2.2.2	 Die Schul- oder Berufsausbildung eines Kindes kann 
nicht als Hinderungsgrund angesehen werden, wenn 
das Kind außerhalb der Wohnung des Berechtigten lebt 
(beispielsweise eigene Wohnung/Unterkunft des Kin­
des, Internat, Heim) und/oder erkennbar ist, dass das 
Kind nicht mit dem Berechtigten umziehen wird. 

Das unterrichtsmäßige Schuljahr endet mit dem letz­
ten Schultag vor dem Beginn der jeweiligen Sommer­
ferien; das letzte Schuljahr endet mit dem letzten Prü­
fungstag. Ist im unmittelbaren Anschluss an eine nicht 
bestandene Prüfung eine Nachprüfung erforderlich, ist 
der letzte Tag der Nachprüfung maßgebend. Besteht 
das Kind die Abschlussprüfung (Abitur) am Ende der 
Jahrgangsstufe 13 nicht, kann für das zu wiederholen­
de Schuljahr ein erneuter Hinderungsgrund nicht an­
erkannt werden. 

Hat das Kind die Abschlussprüfung in der 12. Jahr­
gangsstufe abzulegen, kann der Besuch der Jahrgangs­
stufen 11 und 12 durchgehend als Hinderungsgrund 
anerkannt werden. 

Ein Umzugshinderungsgrund liegt grundsätzlich nicht 
vor, wenn das neue Schuljahr zum Zeitpunkt des Wirk­
samwerdens der dienstlichen Maßnahme am bisheri­
gen Dienstort, jedoch noch nicht am neuen Dienstort 
begonnen hat und der zeitliche Abstand vergleichs­
weise gering ist. Als vergleichsweise gering ist hier ein 
Zeitraum von einem Monat anzusehen. 

Als Hinderungsgründe können insbesondere nachste­
hende Ausbildungen nicht anerkannt werden: 

- Hochschul-/Fachhochschulstudium oder 
- Vorbereitungsdienst als Beamter auf Widerruf. 

2.2.3	 Liegen zum Zeitpunkt des Wegfalls des Wohnungs­
mangels oder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
dienstlichen Maßnahme mehrere Hinderungsgründe 
vor, ist der am längsten dauernde Grund zu berück­
sichtigen. 

2.3	 Zu Absatz 3 

2.3.1	 Der Vorwegumzug ist ein Umzug an den neuen Dienst­
ort oder dessen Einzugsgebiet vor dem Wirksamwer­
den der dienstlichen Maßnahme. Er bedarf keiner Be­
gründung. 

Praktische Anwendungsfälle sind beispielsweise: 

- rechtzeitige Einschulung eines Kindes, 
- Erlangung einer Mietwohnung zu einer preisgüns­

tigen Miete oder in einer günstigen Lage, 
- Kauf eines Eigenheims oder einer Eigentumswoh­

nung. 

Trennungsgeld darf längstens für drei Monate für die 
dem Dienstantritt vorausgehende Zeit gewährt wer­
den, dies gilt auch dann, wenn der Umzug mehr als 
drei Monate vor dem Wirksamwerden der dienstlichen 
Maßnahme durchgeführt wird (§ 2 Abs. 3 TGV). Tren­
nungsreisegeld steht nicht zu, da die Voraussetzung 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 TGV („... nach beendeter 
Dienstantrittsreise ...“) hier nicht erfüllt ist. Die schrift­
liche Mitteilung über die Zusage der Umzugskosten­
vergütung muss vor Durchführung des (Vorweg-)Um-
zuges ausgehändigt worden sein. Wird der Vorwegum­
zug an einen Ort außerhalb eines Gebietes von 50 Kilo­
metern und mehr zur neuen Dienststelle/Dienststätte 
durchgeführt, darf Trennungsgeld nicht gewährt werden 
(Ermittlung der Entfernung vergleiche Textziffer 1.3.5). 

2.3.2	 Die Wohnung, in die der Berechtigte den Vorwegum­
zug durchführt, muss eine Wohnung sein, in der ein 
dauerhaftes Verbleiben beabsichtigt ist. Es darf sich 
mithin nicht um eine vorläufige Wohnung im Sinne 
des § 11 Abs. 1 BUKG handeln, die der Berechtigte 
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nur vorübergehend bezieht, weil sie für seine Familie 
nicht angemessen ist. 

2.4	 Zu Absatz 4 

Die Aufhebung der Zusage der Umzugskostenver­
gütung nach ihrem Wirksamwerden erfasst sowohl 
die Rücknahme einer rechtswidrigen als auch den 
Widerruf einer rechtmäßigen Zusage (§ 48 bezie­
hungsweise § 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
für das Land Brandenburg - VwVfGBbg). Erfolgt die 
Aufhebung außerhalb eines Rechtsbehelfsverfahrens 
(§ 79 VwVfGBbg), wird hierdurch ein Trennungsgeld­
anspruch nicht begründet. Wird die Zusage der Um­
zugskostenvergütung in einem Rechtsbehelfsverfah­
ren aufgehoben, so ist Trennungsgeld so zu gewähren, 
als ob die Zusage nicht erteilt worden wäre. 

Sofern die Trennungsgeldzahlung wegen des Wegfalls 
der Gewährungsvoraussetzungen nach § 2 Abs. 1 TGV 
(uneingeschränkte Umzugswilligkeit, Wohnungsman­
gel) eingestellt worden ist, löst eine spätere Aufhebung 
der Zusage der Umzugskostenvergütung einen neuen 
Trennungsgeldanspruch nicht aus. 

3 Zu § 3	 - Trennungsgeld beim auswärtigen Verblei­
ben -

3.1	 Zu Absatz 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Satz 1 
BbgTGV 

3.1.1	 Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 BbgTGV wird Trennungsreise­
geld für die ersten sieben Tage nach beendeter Dienst­
antrittsreise gewährt. Die oberste Dienstbehörde kann 
bei Vorliegen triftiger Gründe diesen Zeitraum um bis 
zu weiteren sieben Tagen verlängern. Der Zustim­
mungsvorbehalt der obersten Dienstbehörde zeigt, 
dass die Verlängerung des Trennungsreisegeldes nicht 
der Regelfall sein soll. 

3.1.2	 Während des Anspruchs auf Trennungsreisegeld fin­
den die Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes 
uneingeschränkte Anwendung. Das bezieht sich auch 
auf die Kürzungsfolgen des § 6 Abs. 2 und des § 7 
Abs. 2 BRKG n. F. bei Bereitstellung unentgeltlicher 
Verpflegung und Unterkunft des Amtes wegen. 

3.1.3	 Beträgt die Abwesenheit von der Wohnung am Wohn­
ort an (Heimfahrt-)Reisetagen (beispielsweise: Frei­
tag oder Montag) weniger als acht Stunden, wird Ta­
gegeld nicht gezahlt; bei einer Abwesenheitsdauer 
(von der Wohnung am Wohnort) von acht Stunden und 
mehr richtet sich die Höhe des Tagegeldes nach § 6 
BRKG n. F. 

3.1.4	 Bei (Heimfahrt-)Reisen an den Wohnort stehen für die 
Dauer des Aufenthalts an diesem Ort Tage- und Über­
nachtungsgeld nicht zu (§ 6 Abs. 1 Satz 2 und § 8 
Satz 4 BRKG n. F.). 

3.1.5	 Übernachtet der Berechtigte während des Bezuges von 
Trennungsreisegeld in seiner außerhalb des neuen Be­
schäftigungsortes gelegenen Wohnung, wird Tren­
nungsgeld ausschließlich nach § 3 BbgTGV gewährt; 
§ 11 Abs. 5 BRKG n. F. ist nicht anzuwenden. Sind 
Kosten für das Beibehalten einer Unterkunft am neuen 
Beschäftigungsort nach § 3 Abs. 4 TGV auszuglei­
chen, sind die Erstattung von Fahrkosten beziehungs­
weise Gewährung von Wegstreckenentschädigung 
nach § 3 BbgTGV nicht zulässig. Gleiches gilt, wenn 
wegen Bereitstellung unentgeltlicher Unterkunft des 
Amtes wegen ein Anspruch auf Übernachtungsgeld 
nicht besteht. Die Höhe des im Trennungsreisegeld 
enthaltenen Tagegeldes bestimmt sich nach § 6 Abs. 1 
Satz 2 BRKG n. F. (vergleiche auch Textziffer 3.1.3). 

3.1.6	 Die Zahlung des im Trennungsreisegeld enthaltenen 
Übernachtungsgeldes ist regelmäßig unter den Vorbe­
halt zu stellen, dass Einsparungen beim Übernach­
tungsgeld gegenüber den tatsächlich während der ers­
ten sieben Tage entstandenen Aufwendungen für die 
Unterkunft auf das vom achten Tage an zustehende 
Trennungsübernachtungsgeld angerechnet werden 
(Hinweise zur Anrechnung siehe Textziffer 3.4.1). Ent­
sprechendes gilt in Fällen der Verlängerung des Tren­
nungsreisegeldes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 BbgTGV. 

3.1.7	 Während des Bezuges von Trennungsreisegeld sind 
Auslagen, die durch Fahrten zwischen der aufgrund 
der dienstlichen Maßnahme bezogenen Unterkunft 
und der neuen Dienststätte entstehen, nach den §§ 4 
und 5 BRKG n. F. im notwendigen Umfang erstat­
tungsfähig. Der Anspruch besteht unabhängig davon, 
ob es sich um eine entgeltliche oder eine des Amtes 
wegen unentgeltliche Unterkunft handelt. 

3.1.8	 Die tägliche Rückkehr zum Wohnort (Wohnung) ist re­
gelmäßig auch dann zumutbar, wenn die Zeitgrenzen 
des § 3 Abs. 1 Satz 2 TGV nur an einzelnen Arbeitsta­
gen im Monat überschritten werden. Bei gleitender Ar­
beitszeit ist von der Regelarbeitszeit auszugehen 
(meist von 7.30 bis 16 Uhr). In diesem Zusammenhang 
kommt es nicht darauf an, wann der Berechtigte seine 
Wohnung morgens verlassen muss. Nutzt er die glei­
tende Arbeitszeit, indem er seinen Dienst regelmäßig 
zu einem früheren oder späteren Zeitpunkt beginnt, als 
nach der Regelarbeitszeit vorgegeben, ist von seinem 
Verhalten ausgehend die Zumutbarkeit der täglichen 
Rückkehr zu prüfen. Hiervon ist abzusehen, wenn sich 
Anhaltspunkte eines rechtsmissbräuchlichen Verhal­
tens ergeben. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn 
verhaltensbedingt die maßgeblichen Zeitgrenzen ge­
ringfügig (bis zu plus 15 Minuten) überschritten wer­
den. 

3.1.9	 Der in § 3 Abs. 1 Satz 3 TGV aus dem Einkommen­
steuerrecht übernommene Begriff „Beschäftigungs­
ort“ ist mit dem im übrigen Trennungsgeldrecht 
weiterverwendeten Begriff „Dienstort“ inhaltlich 
gleich zu verstehen. 
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3.2	 Zu Absatz 2 3.4 Zu Absatz 4 

3.2.1	 § 3 Abs. 2 Satz 1 TGV gilt für Maßnahmen mit Zusa­
ge der Umzugskostenvergütung. Voraussetzung für die 
Gewährung von Trennungstage- und Trennungsüber­
nachtungsgeld (§ 3 Abs. 3 und 4 TGV) bei zugesagter 
Umzugskostenvergütung ist, dass der Berechtigte eine 
Wohnung oder eine Unterkunft am bisherigen Wohn­
ort beibehält. Hierbei ist es unerheblich, ob es sich um 
eine entgeltliche oder unentgeltliche Wohnung/Unter-
kunft handelt. Bei der Unterkunft kommt es auf das 
ausschließliche Verfügungsrecht ebenso wenig wie auf 
die Erfüllung der Voraussetzungen für eine Wohnung 
im Sinne des § 10 Abs. 3 BUKG an. 

3.4.1	 Die nachgewiesenen notwendigen Kosten einer ange­
messenen Unterkunft sind als Trennungsübernach­
tungsgeld zu erstatten, soweit sie nicht schon über das 
pauschalierte Übernachtungsgeld in der Reisekosten­
vergütung (Dienstantrittsreise) und im Trennungsrei­
segeld ausgeglichen werden. Ersparnisse in Höhe des 
Unterschieds zwischen dem im Trennungsreisegeld 
für die ersten sieben Tage nach § 7 Abs. 1 Satz 1 BRKG 
n. F. zustehenden Übernachtungsgeld und den je Ka­
lendertag tatsächlich entstandenen Unterkunftskosten 
sind auf das ab dem achten Tage zu gewährende Tren­
nungsübernachtungsgeld anzurechnen. 

Als Nachweis für das Beibehalten der Wohnung/ 3.4.2 Zu den Unterkunftskosten gehören auch die unmittel-

Unterkunft am bisherigen Wohnort ist eine formlose bar mit der Nutzung der Unterkunft zusammenhän-

Erklärung des Berechtigten als ausreichend anzuse- genden Nebenkosten. Das sind diejenigen Kosten, die 

hen. für die Gebrauchsüberlassung von Wohnraum auf­
grund eines Mietvertrages oder einer ähnlichen Nut-

3.2.2	 § 3 Abs. 2 Satz 2 TGV gilt für Maßnahmen ohne Zu­
sage der Umzugskostenvergütung und legt fest, dass 
ein Trennungsgeldanspruch weiterbesteht, wenn der 
Berechtigte während des Bezuges von Trennungsgeld 

zungsvereinbarung als Miete zu zahlen sind; hierzu 
gehören gegebenenfalls auch vom Mieter zu zahlende 
Umlagen. Zu den notwendigen Unterkunftskosten 
rechnet ferner eine Zweitwohnungssteuer, wenn der 

seine Wohnung am bisherigen Wohnort aufgibt, also 
Berechtigte als Mieter von Wohnraum zu einer solchen 

auf eigene Kosten umzieht und die neue Wohnung 
zulässigerweise herangezogen wird. Ferner gehört zu 
den notwendigen Unterkunftskosten auch die Fehl­

nicht am neuen Dienstort und auch nicht in seinem 
Einzugsgebiet liegt. Allerdings müssen weiterhin meh-

belegungsabgabe, wenn sie neben der Miete vom 

rere Haushalte geführt werden. Der letzte Halbsatz 
Berechtigten zu zahlen ist. 

(Beachtung des § 7 Abs. 2 TGV) weist lediglich darauf 
3.4.3 Nicht zu den notwendigen Unterkunftskosten zählen 

hin, dass nach einem Umzug ein höheres Trennungs-
Mehrkosten für die Bereitstellung von wählbaren 

geld nicht gezahlt werden kann als vorher. § 3 Abs. 3 Sonderleistungen (beispielsweise Telefon, Fernseher, 
Satz 2 TGV bleibt unberührt. 

Als Wohnungsnachweis ist auch hier eine formlose

Erklärung des Berechtigten als ausreichend anzuse-


Bettwäsche, Handtücher, Reinigung der Unterkunft) 
oder Überlassung eines Hausgartens, einer Garage 
oder eines Stellplatzes. Dies gilt auch dann, wenn der 
Miet-/Überlassungsvertrag hierfür einen Einheits­

hen. betrag ausweist. Die Gesamtmiete ist um die ortsüb­
liche Miete eines Hausgartens, einer Garage oder eines 

3.3	 Zu Absatz 3 Stellplatzes zu kürzen. 

3.3.1	 Zum Begriff der „häuslichen Gemeinschaft“ wird auf 3.4.4 Die Auslagen für die Unterkunft sind nachzuweisen. 

§ 1 Abs. 3 BUKG verwiesen. Kurzfristige Ortsabwe- Für diesen Nachweis kommen allgemein in Betracht:


senheiten (beispielsweise Krankenhaus-/Kuraufent-

halt, vorübergehende auswärtige Abordnung oder Be- - Miet-/Überlassungsvertrag,


schäftigung und so weiter) unterbrechen die häusliche - Zahlungsquittungen mit Namen und Anschrift des


Gemeinschaft im Regelfall nicht. Das Getrenntleben Empfängers,


der Ehegatten/Lebenspartner, aus welchen Gründen - Mietbücher,


auch immer (beispielsweise wegen bevorstehender - Überweisungsdurchschriften mit - auszugsweisem ­

Ehescheidung oder Beendigung der Lebenspartner- Kontoauszug,


schaft und Ähnliches), oder die Einrichtung eines ei- - Dauerauftragsbestätigungen.


genen Hausstandes durch den Berechtigten am selben 
Bei der Prüfung ist je nach Lage des Einzelfalles der 

oder einem anderen Wohnort beenden im Regelfall das 
übliche Maßstab für rechnungsbegründende Unterla-

Bestehen der häuslichen Gemeinschaft, weil es an der 
gen (Nummer 10.1 VV zu § 70 LHO) anzulegen. 

engen Betreuungsgemeinschaft fehlt. 

3.4.5	 Übersteigen die Unterkunftskosten (ohne Zweitwoh-
3.3.2	 Bei der Berechnung des 50-prozentigen Erhöhungs­

betrages ist der sich ergebende Bruchteil eines Cents 
nach Nummer 53.2 der Verwaltungsvorschriften zu 
§ 70 der Landeshaushaltsordnung (LHO) auf einen 
vollen Cent  aufzurunden. 

nungssteuer und Fehlbelegungsabgabe) den Betrag 
von 250 Euro monatlich, ist das Trennungsübernach­
tungsgeld vorerst für einen Zeitraum bis zu maximal 
einem Monat zu gewähren (zum Beispiel: nachgewie­
sene notwendige Unterkunftskosten: 500 Euro/Mo-
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nat; Gewährung in dieser Höhe für maximal einen 
Monat). 

Für einen darüber hinausgehenden Erstattungszeit­
raum hat der Berechtigte während des vorhergehenden 
Einmonatszeitraums seine fortwährenden Bemühun­
gen zum Erhalt einer preiswerteren (unterhalb bezie­
hungsweise bis zu 250 Euro Monatsmiete) Unterkunft 
am neuen Beschäftigungsort und seinem Einzugs­
gebiet nachzuweisen. 

Als solche Bemühungen kommen allgemein in Be­
tracht: 

- Aufgabe von mindestens zwei Unterkunftssuch­
anzeigen im Monat in der örtlichen Presse, 

- wöchentliches Auswerten von entsprechenden An­
geboten in Zeitungen und so weiter, 

- Einschalten von Bekannten, Kollegen, behörden­
eigener Unterkunftsverwaltung/Wohnungsfürsor-
gestelle und Ähnliches. 

Bei nicht ausreichenden Bemühungen zum Erhalt ei­
ner preiswerteren Wohnung/Unterkunft sind die Un­
terkunftskosten spätestens mit Beginn des zweiten Mo­
nats auf die ortsübliche Miete - maximal auf 250 Eu-
ro/Monat - zu begrenzen. In Zweifelsfällen über die 
ortsübliche Miethöhe ist eine Auskunft des zuständi­
gen Wohnungsamtes einzuholen. 

3.4.6	 Ein Wechsel in eine Wohnung/Unterkunft mit höheren 
Kosten als der bisherigen schließt ein entsprechend hö­
heres Trennungsübernachtungsgeld aus, es sei denn, 
dass die bisherige Wohnung/Unterkunft aus einem 
vom Berechtigten nicht zu vertretenden Grund aufge­
geben wurde. 

3.4.7	 Nutzt der Berechtigte eine ihm oder seinem Ehegat-
ten/Lebenspartner gehörende Eigentumswohnung, 
werden das im Trennungsreisegeld enthaltene Über­
nachtungsgeld und das Trennungsübernachtungs­
geld nicht gewährt. Dem Ehegatten/Lebenspartner 
stehen die zur häuslichen Gemeinschaft gehörenden 
anderen Personen im Sinne des § 6 Abs. 3 Satz 2 
und 3 BUKG, der Eigentumswohnung steht der pri­
vateigene Wohnwagen oder das privateigene Wohn­
mobil gleich. 

Nachgewiesene Nebenkosten, die nicht ihre Ursache 
in der Nutzung von Wohneigentum haben (beispiels­
weise verbrauchsunabhängige Aufwendungen für 
Energie, Wasserversorgung, Müllabfuhr und so wei­
ter), sind über das Trennungsübernachtungsgeld er­
stattungsfähig. Andersartige finanzielle Belastungen 
im Zusammenhang mit dem Wohnen im eigenen Haus 
oder in einer eigenen Wohnung (beispielsweise Er­
werbs- oder Finanzierungskosten) sind keine Unter­
kunftskosten im Sinne des § 3 Abs. 4 TGV. 

3.4.8	 Bei Unterkunftskosten, die durch Landesressorts oder 
andere Dienstherren (beispielsweise Bund, Land Ber­
lin, Kommunen des Landes Brandenburg und Ähnli­

ches) festgelegt sind und diese dem jeweiligen Haus­
halt zufließen, sind die Bestimmungen der Textzif­
fer 3.4.5 nicht anzuwenden (das heißt, als Trennungs­
übernachtungsgeld werden die nachgewiesenen 
Unterkunftskosten gewährt). 

3.4.9	 Erfolgt der Dienstantritt nach dem Ersten eines Monats 
und wird die Unterkunft bereits zum Beginn des Mo­
nats angemietet, so sind die auf den gesamten Monat 
entfallenden Unterkunftskosten als notwendig anzuse­
hen, wenn dadurch höhere Auslagen für eine andere 
Unterbringung (beispielsweise Hotel, Pension und 
Ähnliches) vermieden werden. 

3.4.10	 Eine Unterkunft ist angemessen, wenn sie dem Standard 
eines durchschnittlichen Hotelzimmers entspricht und 
sanitäre Einrichtungen zur ausschließlichen Nutzung 
durch den Berechtigten vorhanden sind. Die Angemes­
senheit einer Unterkunft ist nicht davon abhängig, dass 
die Unterkunft keine Kochgelegenheit hat. Ein Apparte­
ment gilt im Regelfall als angemessene Unterkunft. 

3.4.11	 Der Einwand des Berechtigten, ab einer bestimmten 
Dienststellung seien auch repräsentative Aufgaben zu 
übernehmen, die sich in einer Unterkunft nicht erfül­
len ließen, ist für die Beurteilung der Angemessenheit 
einer Unterkunft ohne Belang. 

3.4.12	 Steht im Zeitpunkt des Dienstantritts eine möblierte 
angemessene Unterkunft objektiv nicht zur Verfügung 
und ist der Berechtigte deshalb gezwungen, eine Woh­
nung zur vorübergehenden Nutzung anzumieten, 
sind diese Kosten unter Beachtung der Textziffer 3.4.5 
erstattungsfähig. Ist die Umzugskostenvergütung zu­
gesagt, ist in diesen Fällen zu prüfen, ob die Gewäh­
rungsvoraussetzung „Vorliegen des Wohnungsman­
gels im Einzugsgebiet“ noch vorliegt. Die Prüfung 
sollte aktenkundig vermerkt werden. 

3.4.13	 Als allgemein angemessen kommt grundsätzlich eine 
Unterkunft mit folgender Wohn-/Nutzfläche in Be­
tracht: 

- 15 bis 20 Quadratmeter ohne Kochgelegenheit im 
Zimmer, 

- 30 bis 40 Quadratmeter mit Kochgelegenheit im 
Zimmer. 

Anmerkung: 

Die Kochgelegenheit muss so beschaffen sein, dass al­
le Hauptmahlzeiten darauf hergestellt werden können 
(mindestens elektrische Kochplatte oder einflammiger 
Gasherd). 

3.4.14	 Ist dem Berechtigten die Unterkunft außerhalb des 
neuen Beschäftigungsortes seines Amtes wegen un­
entgeltlich zur Verfügung gestellt worden, werden die 
entstandenen notwendigen Fahrkosten zwischen der 
Unterkunft und der Dienststätte und zurück erstattet 
(§ 3 Abs. 4 Satz 4 in Verbindung mit § 5 Abs. 4 TGV). 
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4 Zu § 4	 - Sonderbestimmungen beim auswärtigen 
Verbleiben -

4.1	 Zu Absatz 1 

4.1.1	 Das im Trennungsreisegeld enthaltene Tagegeld ist 
nur dann in voller Höhe zu kürzen - Entsprechendes 
gilt für das Trennungstagegeld vom achten Tage an -, 
wenn die Abwesenheit vom neuen Beschäftigungsort 
einen vollen Kalendertag (= 0 Uhr bis 24 Uhr) be­
trägt. 

Sofern der Berechtigte anlässlich einer Dienstreise 
(§ 2 Abs. 1 Satz 1 BRKG n. F.) keinen vollen Kalen­
dertag abwesend ist, sind die Anrechnungsregelun­
gen nach § 4 Abs. 2 TGV zu beachten. Danach wird 
ein für eine Dienstreise zustehendes Tagegeld/Teilta-
gegeld nur auf das Tagegeld des Trennungsreisegel­
des angerechnet; Trennungstagegeld wird ungekürzt 
neben einem nach § 6 BRKG n. F. zustehenden Tage­
geld in Höhe von 6 oder 12 Euro für Dienstreisen ge­
währt. 

4.1.2	 Nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 TGV kommt es für die Nichtge­
währung des im Trennungsreisegeld enthaltenen Tage­
geldes und des Trennungstagegeldes nicht darauf an, 
ob sich der Berechtigte an vollen Kalendertagen aus 
persönlichen oder dienstlichen Gründen nicht an sei­
nem neuen Beschäftigungsort beziehungsweise dem 
Ort der Unterkunftsnahme aufhält. 

In Fällen eines Urlaubs ist es bedeutungslos, wo der 
Urlaub verbracht wird. Das im Trennungsreisegeld 
enthaltene Tagegeld und das Trennungstagegeld wer­
den auch dann nicht gewährt, wenn der Berechtigte 
am neuen Beschäftigungsort beziehungsweise dem 
Ort der Unterkunftsnahme verbleibt oder einen Ur­
laubstag nicht voll nutzt. 

Urlaub sind volle Arbeitstage 

- eines Erholungs-, Zusatz- und Sonderurlaubs, 
- als Gleittage (§ 7 Abs. 3 der Arbeitszeitverordnung ­

AZV Bbg), 
- als Ausgleichstage nach dem Sozialtarifvertrag 

Brandenburg (nur für Arbeitnehmer) 

sowie alle diesen zeitlich unmittelbar vorangehenden 
oder nachfolgenden sowie eingeschlossenen dienst­
freien Werktage, Sonn- und Feiertage. 

Beispiel: 

Mo Di Mi Do Sa So Mo Di Mi Do Sa So Mo 

Mo Di Mi Do Sa So Mo Di Mi Do Sa So Mo 

Fr Fr 

Urlaub = 7 Arbeitstage 

Kürzung = 11 Tage 

Fr Fr 

Urlaub = 
5 Arbeitstage 

Kürzung = 9 Tage 

4.1.3	 Bei (Heimfahrt-)Reisen an den bisherigen Wohnort 
während des Bezuges von Trennungsreisegeld sind für 
die Bemessung des hierin enthaltenen Tagegeldes die 
Textziffern 3.1.3 und 3.1.4  zu beachten. 

4.1.4	 In den Fällen des § 4 Abs. 1 Nr. 2 und 3 TGV dürfen 
das im Trennungsreisegeld enthaltene Tagegeld und 
das Trennungstagegeld unabhängig vom Aufenthalts­
ort des Berechtigten nicht gewährt werden. 

4.1.5	 Bei Erkrankungen ohne Krankenhausaufenthalt, bei 
denen der neue Beschäftigungsort beziehungsweise 
der Ort der Unterkunftsnahme nicht verlassen wird, 
werden das im Trennungsreisegeld enthaltene Tage­
geld und das Trennungstagegeld grundsätzlich weiter­
gewährt. Dies gilt nicht bei Erkrankungen, bei denen 
mit der Aufnahme des Dienstes innerhalb von zwei 
Monaten nicht zu rechnen ist. Bei einer so langen 
Krankheitsdauer wird unterstellt, dass ein Verbleiben 
am neuen Beschäftigungsort beziehungsweise dem 
Ort der Unterkunftsnahme nicht notwendig ist. Hin­
sichtlich des in diesen Fällen zu gewährenden Tren­
nungsübernachtungsgeldes siehe Textziffer 4.3.2. 

4.1.6	 Abweichend von § 4 Abs. 1 Nr. 3 TGV sind das im 
Trennungsreisegeld enthaltene Tagegeld und das Tren­
nungstagegeld zu gewähren, wenn sich die Berechtigte 
ausdrücklich zur Dienstleistung bereit erklärt und tat­
sächlich Dienst leistet (§ 1 Abs. 2 der Mutterschutzver­
ordnung). 

4.2	 Zu Absatz 2 

4.2.1	 Als anzurechnende Reisekostenvergütung für Ver­
pflegungsaufwand kommen in Betracht: 

- Tagegeld nach § 6 BRKG n. F. für eintägige oder 
für den An- und Abreisetag einer mehrtägigen 
Dienstreise in Höhe von zurzeit  6 beziehungs­
weise 12 Euro, 

- Aufwands- und Pauschvergütung nach § 9 BRKG 
n. F., jeweils ohne Unterkunftsanteil. 

Sofern ein nach § 4 Abs. 5 TGV ermäßigtes Tren­
nungsreisegeld gewährt wird, entfällt die Anrechnung, 
wenn das hierin enthaltene „abgesenkte“ Tagegeld 
nicht mehr als 12 Euro beträgt. 

4.2.2	 Führt ein Berechtigter während des Bezuges von Tren­
nungsreisegeld eine Dienstreise durch und erhält er 
dabei unentgeltliche Verpflegung seines Amtes wegen, 
ist das Tagegeld im Trennungsreisegeld und in der Rei­
sekostenvergütung gemäß § 6 Abs. 2 BRKG n. F. zu 
kürzen und danach die Anrechnung nach § 4 Abs. 2 
TGV vorzunehmen. Gleiches gilt, wenn das Entgelt 
für die Verpflegung in den erstattungsfähigen Fahrt-, 
Übernachtungs- oder Nebenkosten enthalten ist (§ 6 
Abs. 2 Satz 2 BRKG n. F.). 
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4.3 	Zu Absatz 3 

4.3.1	 Diese Vorschrift ist anzuwenden, wenn der Berechtigte 

- aus persönlichen Gründen vom neuen Beschäfti­
gungsort beziehungsweise dem Ort der Unter­
kunftsnahme abwesend ist, 

- wegen eines Grundes nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 
TGV keinen Dienst leistet, 

- den neuen Beschäftigungsort wegen einer dienst­
lichen Maßnahme nach § 1 Abs. 2 TGV für mehr 
als drei Monate oder auf Dauer verlassen muss oder 

- wegen einer Dienstreise für mehr als drei Monate 
vom neuen Beschäftigungsort abwesend ist. 

4.3.2	 Ist der Berechtigte aus persönlichen Gründen vom neu­
en Beschäftigungsort beziehungsweise dem Ort der 
Unterkunftsnahme abwesend oder liegen Fälle des § 4 
Abs. 1 Nr. 2 TGV (Krankenhausaufenthalt und so wei­
ter) oder eine längerfristige Erkrankung ohne Kranken­
hausaufenthalt (vergleiche Textziffer 4.1.5) vor, sind die 
notwendigen Unterkunftskosten regelmäßig für längs­
tens zwei Monate berücksichtigungsfähig, weil die 
Aufgabe der Unterkunft in diesem zeitlichen Rahmen 
nicht als zumutbar anzusehen ist. Nach Rückkehr wird 
Trennungsgeld nach § 3 Abs. 2 TGV gewährt, soweit für 
die zugrunde liegende Maßnahme der Anspruchszeit­
raum nach § 4 Abs. 1 BbgTGV noch nicht ausgeschöpft 
ist oder Fälle der Verlängerung des Anspruchszeitrau­
mes nach § 4 Abs. 2 und 3 BbgTGV vorliegen. 

In allen Fällen der Verlängerung des Anspruchszeit­
raumes (§ 4 Abs. 3 BbgTGV) wird Trennungstagegeld 
nicht mehr gewährt (§ 4 Abs. 5 BbgTGV). Die Ge­
währung des Trennungsübernachtungsgeldes und der 
Reisebeihilfen für Heimfahrten (§ 3 Abs. 4 und § 5 
TGV) bleiben für die Dauer der Verlängerung des An­
spruchszeitraumes unberührt. 

4.3.3	 Muss der Berechtigte den neuen Beschäftigungsort 
wegen einer neuen dienstlichen Maßnahme im Sinne 
des § 1 Abs. 2 TGV oder einer Dienstreise für länger 
als drei Monate verlassen, endet der Anspruch auf das 
im Trennungsreisegeld enthaltene Übernachtungsgeld 
beziehungsweise das Trennungsübernachtungsgeld 
mit Ablauf des Tages, an dem das Mietverhältnis frü­
hestens gelöst werden kann. 

Da die von den Berechtigten angemieteten Unterkünf­
te vornehmlich den Charakter einer Einzimmerwoh­
nung beziehungsweise eines Appartements haben, 
bestimmt sich die Kündigungsfrist regelmäßig nach 
§ 573c Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches - BGB -
(spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats 
zum Ablauf des übernächsten Monats). In Fällen eines 
möblierten Zimmers (Wohnraum nach § 549 Abs. 2 
Nr. 2 BGB) findet die Vorschrift des § 573c Abs. 3 BGB 
Anwendung (Kündigung spätestens am 15. eines Mo­
nats zum Ablauf dieses Monats). Vereinbart der Be­
rechtigte längere Kündigungsfristen, so geht dies in al­
ler Regel zu seinen Lasten. 

4.4	 Zu Absatz 4 

Bei einer Fahrt an einen anderen Ort als den Wohnort 
werden höchstens die Fahrtauslagen erstattet, die bei 
einer Fahrt an den Wohnort entstanden wären. Tage­
und Übernachtungsgelder werden nicht gewährt, 
Nebenkosten werden nicht erstattet. 

4.5	 Zu Absatz 5 

Auf die Bestimmungen der Anwärter-Trennungsgeld-
verordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. März 2000 (GVBl. II S. 70) wird hingewiesen. 

4.6	 Zu Absatz 6 

Nach dieser Vorschrift sind die notwendigen Unter­
kunftskosten zu erstatten, wenn der Berechtigte 

- wegen einer dienstlichen Maßnahme bis zu einer 
Dauer von drei Monaten vom neuen Dienstort ab­
wesend ist 
oder 

- eine Dienstreise von längstens drei Monaten noch 
innerhalb des Bezugszeitraumes von Trennungs­
reisegeld antritt. 

Im Falle der vorstehenden dienstlichen Maßnahmen ist 
die Gewährung des Trennungsgeldes nach § 8 Abs. 3 
TGV mit dem Tage vor dem Beginn der Dienstantritts­
reise zu beenden und am Tage nach Beendigung der 
Dienstrückreise wieder aufzunehmen. 

Kehrt der Berechtigte während der neuen Maßnahme 
überwiegend an seinen (neuen) Dienstort zurück, er­
hält er das Trennungsgeld nach § 3 TGV unverändert 
weiter und daneben Leistungen nach § 3 BbgTGV. Das 
Gleiche gilt, falls der Berechtigte trotz zumutbarer 
Rückkehr am Ort der Zwischenverwendung verbleibt. 

4.7	 Zu Absatz 7 

Die Vorschrift ist nur auf Berechtigte mit Anspruch auf 
Trennungstagegeld und Trennungsübernachtungs­
geld anwendbar, die mit ihrem Ehegatten/Lebenspart-
ner in häuslicher Gemeinschaft leben, wenn beide 

- im öffentlichen Dienst beschäftigt sind und 
- Trennungsgeld nach § 3 TGV oder eine entspre­

chende Entschädigung nach den Vorschriften eines 
anderen Dienstherrn erhalten. 

Ist der Ehegatte/Lebenspartner außerhalb des öffent­
lichen Dienstes tätig, findet diese Vorschrift auch dann 
keine Anwendung, wenn der private Arbeitgeber dem 
Ehegatten/Lebenspartner eine dem Trennungsgeld ent­
sprechende Entschädigung gewährt. 

4.8	 Zu Absatz 8 

Die Vorschrift gilt für die Unterkunft am neuen Dienst­
ort, in der der Berechtigte bis zum Umzug vorüberge­
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hend wohnt. Ist die Gewährung von Trennungsgeld 
wegen Wegfalls der Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 
TGV (uneingeschränkte Umzugswilligkeit, Wohnungs­
mangel) vorher eingestellt worden, ist die Vorschrift 
nicht anzuwenden. 

Auslagenersatz für die Unterkunft am neuen Dienstort 
kommt bei einem Umzug ohne Zusage der Umzugs­
kostenvergütung nicht in Betracht. 

Zu den notwendigen Auslagen für die Unterkunft sie­
he Textziffern 3.4.2 und 3.4.3. 

5	 Zu § 5 - Reisebeihilfe für Heimfahrten -

5.0.1	 Heimfahrten im trennungsgeldrechtlichen Sinne sind 
Fahrten an den bisherigen Wohnort und zurück; sie 
sind keine Dienstreisen. Zu den Kosten für Heimfahr­
ten des Berechtigten vom Dienstort an den bisherigen 
Wohnort werden als finanzielle Beteiligung des Dienst­
herrn Beihilfen und somit eine volle Kostenerstattung 
nicht gewährt. Für die Reisebeihilfe gilt das Erstat­
tungsprinzip, das heißt, es sind nur notwendige und tat­
sächlich entstandene Fahrauslagen berücksichtigungs­
fähig. Führt der Berechtigte die Fahrt an einen anderen 
Ort als den Wohnort durch, sind die entstandenen Kos­
ten nur bis zu der Höhe der Auslagen anzuerkennen, 
die bei einer Fahrt an den bisherigen Wohnort erstat­
tungsfähig gewesen wären. 

5.0.2	 Grundvoraussetzung für die Gewährung von Reisebei­
hilfen für Heimfahrten ist der Anspruch auf Trennungs­
geld nach § 3 TGV; hiervon ausgenommen sind die Fäl­
le, in denen der Berechtigte den unwiderruflichen Ver­
zicht auf die Zusage der Umzugskostenvergütung erklärt 
hat (§ 5 Abs. 2 TGV, siehe auch Textziffer 1.3.6). 

5.1	 Zu Absatz 1 

5.1.1	 Für die Ermittlung des jeweiligen Anspruchszeitraums 
gelten die Vorschriften der §§ 187 ff. BGB. Die Mo­
natsfrist bezieht sich nicht auf Kalendermonate, son­
dern auf Monate im Sinne des Fristenrechts nach dem 
BGB. Ist der Anspruchszeitraum ein „halber Monat“, 
ist eine Frist von 15 Tagen maßgebend, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob der Kalendermonat mit dem 28., 
29., 30. oder 31. Tag endet. 

Tage der Dienstantrittsreise und gegebenenfalls der 
Dienstrückreise sind nicht in die Fristberechnung für 
den Anspruchszeitraum einzurechnen, da für diese Ta­
ge Reisekostenvergütung nach § 11 Abs. 1 BRKG n. F. 
und nicht Trennungsgeld nach § 3 TGV zusteht. 

5.1.2	 Beziehen beide Ehegatten/Lebenspartner Trennungs­
geld nach § 3 oder § 4 TGV, steht beiden - unabhängig 
voneinander - für jeden halben Monat eine Reisebei­
hilfe zu. Die Absenkung des Trennungstagegeldes 
nach § 4 Abs. 7 TGV hat keinen Einfluss auf die Ge­
währung von Reisebeihilfen, da der Trennungsgeldan­
spruch nach § 3 TGV als Grundvoraussetzung hier­
durch nicht berührt wird. 

5.1.3	 Eine Reisebeihilfe wird nur gewährt, wenn die Heim­
fahrt im maßgebenden Anspruchszeitraum beginnt, 
ansonsten verfällt der Anspruch. Der Anspruch verfällt 
selbst dann, wenn die Heimfahrt im maßgebenden An­
spruchszeitraum aus dienstlichen Gründen nicht ange­
treten werden konnte. 

5.1.4	 Hinsichtlich der Gewährung von Urlaub für Famili­
enheimfahrten vergleiche § 11 der Verordnung über 
den Sonderurlaub für Bundesbeamte und Richter im 
Bundesdienst (Sonderurlaubsverordnung - SUrlV -) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 11. November 
2004 (BGBl. I S. 2836, 2839), die aufgrund der Ver­
weisung des  § 154 LBG bis zum Erlass einer entspre­
chenden landesrechtlichen Vorschrift im Land Bran­
denburg anzuwenden ist. 

5.2	 Zu Absatz 2 

5.2.1	 Für die Gewährung von Reisebeihilfen für längstens 
ein Jahr bei Verzicht auf die Zusage der Umzugskos­
tenvergütung ist zu prüfen, ob nachstehende Voraus­
setzungen erfüllt sind: 

-	 Der Berechtigte verzichtet bei Maßnahmen nach 
§ 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 TGV unwiderruflich auf die 
Zusage der Umzugskostenvergütung und 

- ein Umzug ist aus dienstlichen Gründen nicht er­
forderlich. 

Der Berechtigte kann zwischen zwei Möglichkeiten 
wählen: 

1.	 Nach Erteilung der Zusage der Umzugskostenver­
gütung hat er Anspruch auf Trennungsgeld nach 
den Regelvorschriften einschließlich Reisebei­
hilfe. 

2.	 Verzichtet er auf die Zusage der Umzugskosten­
vergütung, weil er zum Beispiel nicht umziehen 
möchte, und ist der Umzug aus dienstlichen Grün­
den nicht erforderlich, erhält er abweichend von 
den Regelvorschriften Trennungsgeld in Form von 
Reisebeihilfen für ein Jahr. 

Die Wahl braucht nicht begründet zu werden, sie be­
steht jedoch nur einmal. Beantragt der Berechtigte 
nach Zusage der Umzugskostenvergütung Tren­
nungsgeld nach den Regelvorschriften, ist eine spä­
tere Umstellung auf die Sonderregelung nicht mehr 
möglich. Entscheidet er sich für die Sonderregelung, 
ist eine Umstellung auf die Regelvorschriften ausge­
schlossen. Der Verzicht ist vor Erteilung der Zusa­
ge der Umzugskostenvergütung schriftlich zu erklä­
ren. 

5.2.2	 Im Rahmen dieser Vorschrift werden Reisebeihilfen 
auch dann gewährt, wenn der Berechtigte täglich an 
seinen Wohnort zurückfährt; vergleiche hierzu auch 
Textziffer 1.3.6. Ein Anspruch auf andere Leistun­
gen nach der Trennungsgeldverordnung besteht 
nicht. 
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5.3	 Zu Absatz 3 

Der Berechtigte kann ohne Angabe von Gründen zwi­
schen einer Heimfahrt zum bisherigen Wohnort oder 
einer Besuchsfahrt eines Angehörigen zum Dienstort 
wählen. Für die Besuchsfahrt werden für die zu ge­
währende Reisebeihilfe nur die Kosten bis zur Höhe 
der Auslagen anerkannt, die bei einer Fahrt des Be­
rechtigten an den bisherigen Wohnort erstattungsfähig 
gewesen wären. Steht dem Berechtigten eine Fahr­
preisermäßigung zu (beispielsweise BahnCard), wird 
demzufolge auch für den Angehörigen nur der ermä­
ßigte Fahrpreis erstattet, selbst wenn dem Angehörigen 
persönlich eine Fahrpreisermäßigung nicht zusteht. 

5.4	 Zu Absatz 4 

5.4.1	 Eine Reisebeihilfe wird nur gewährt, wenn die Heim­
fahrt tatsächlich durchgeführt wurde, Fahrkosten ent­
standen sind und diese notwendig waren. Wird zur 
Durchführung der Familienheimfahrt ein Kraftfahrzeug 
benutzt, ist die Erstattung der Fahrauslagen auf höchs­
tens 130 Euro begrenzt (vergleiche Textziffer 5.4.6). 

5.4.2	 Bei der Ermittlung der billigsten Fahrkarte - aus­
schließlich unter Benutzung der 2. Wagenklasse - sind 
auch Fahrpreisermäßigungen zu berücksichtigen; hier­
zu gehören beispielsweise Fahrkarten zum Branden-
burg-Berlin-Ticket, Sparpreis 25 und 50, die Benut­
zung der BahnCard 25/50, Fahrkarten eines in der 
Dienststelle vorhandenen Großkundenabonnements. 
Wochenend-Tickets bleiben für die Ermittlung der bil­
ligsten Fahrkarte unberücksichtigt. Für die Preis­
ermittlung wird die kürzeste verkehrsübliche Strecke 
zugrunde gelegt (vergleiche Textziffer 1.3.5). 

Notwendige Zuschläge für zuschlagspflichtige Züge 
(ICE-Sprinter, ICE-International, Metropolitan, Tha­
lys und Ähnliches) werden nur gegen Nachweis erstat­
tet; Buchungsentgelte für die Platzreservierung in Zü­
gen sowie Zuschläge für Bett- oder Liegeplätze kön­
nen als Reisebeihilfe nicht erstattet werden, da diese 
nicht dem Erfordernis der „billigsten Fahrkarte“ ent­
sprechen. Dies gilt nicht für die Kosten einer Sitz­
platzreservierung, wenn aufgrund der Zugart Reser­
vierungspflicht besteht. 

5.4.3	 Berücksichtigungsfähig sind nur die entstandenen not­
wendigen Fahrauslagen zwischen dem Dienstort und 
dem Wohnort. Dies bedeutet, dass entstandene Fahr­
auslagen für den Zu- und Abgang am Dienstort (zwi­
schen Dienststätte/Unterkunft und Bahnhof) und am 
bisherigen Wohnort (zwischen Bahnhof und Woh­
nung) unberücksichtigt bleiben; erstattet werden nur 
die im Fernverkehr zwischen dem Dienstort und dem 
bisherigen Wohnort entstandenen notwendigen Fahr­
auslagen. Zu- und Abgangskosten können auch dann 
nicht erstattet werden, wenn ein regelmäßig verkeh­
rendes Beförderungsmittel nicht oder nicht zeitgerecht 
verkehrt und deshalb beispielsweise ein privateigenes 
Kraftfahrzeug oder ein Taxi benutzt wird. 

Fahrauslagen für den Zu- und Abgang sind dann be­
rücksichtigungsfähig, wenn die notwendigen Fahrten 
über die politische Gemeindegrenze des Dienst-/ 
Wohnortes hinausführen. 

Beispiel: 

Ein Beamter muss von seiner Dienststätte am Dienst­
ort A mit dem Bus zur Stadt B fahren, um von dort aus 
mit dem Zug den bisherigen Wohnort C zu erreichen. 
Die entstandenen notwendigen Fahrauslagen für die 
Fahrt von A nach B sind erstattungsfähig, da ein Zu­
gang am Dienstort nicht vorliegt. Entsprechendes gilt 
für den Ab- beziehungsweise Zugang am bisherigen 
Wohnort und bei der Rückkehr für den Abgang zum 
Dienstort. 

5.4.4	 Besondere Fälle für die Erstattung der Auslagen für 
die Benutzung eines Flugzeuges liegen vor, wenn 

- wegen des Todes oder einer lebensgefährlichen Er­
krankung eines Familienangehörigen des Berech­
tigten (Personenkreis nach § 5 Abs. 3 TGV) be­
sondere Eile geboten ist und durch die Benutzung 
des Flugzeuges die Reisezeit nicht nur unerheb­
lich verkürzt wird oder 

- durch ärztliche Bescheinigung nachgewiesen 
wird, dass die durch die Benutzung des Flugweges 
eintretende Verkürzung der Reisezeit wegen des 
Gesundheitszustandes des Berechtigten notwen­
dig ist, oder 

- ausnahmsweise infolge einer über die regelmäßige 
Arbeitszeit hinaus dienstlich notwendige Anwe­
senheit am Dienstort die Durchführung der Heim­
fahrt im maßgebenden Anspruchszeitraum ohne 
die Benutzung des Flugweges nicht möglich oder 
nicht zumutbar wäre. 

Die vorstehenden Regelungen sind in Fällen der Be­
nutzung eines Flugzeuges einer „Billig-Airline“ nicht 
anzuwenden, wenn der Flugpreis die Kosten der bil­
ligsten Fahrkarte (Textziffer 5.4.2) nicht übersteigt. In 
diesen Fällen ist der (Billig-)Flugpreis zu erstatten. In 
allen anderen Fällen der Flugzeugbenutzung ist die Er­
stattung der Flugkosten auf den Betrag der billigsten 
Fahrkarte gemäß Textziffer 5.4.2 begrenzt. 

5.4.5	 Erstattung der Auslagen für die Benutzung des Inter-
CityExpress - ICE - 2. Wagenklasse 

Die Fahrkosten für die Benutzung des ICE sind erstat­
tungsfähig, wenn Sachverhalte gemäß der Textzif­
fer 5.4.4 vorliegen oder - unabhängig hiervon - folgen­
de Preisermäßigungen in Anspruch genommen wor­
den sind: 

- Sparpreis 25 oder 50 in Kombination mit Bahn-
Card 25, 

- Surf & Rail - OnlineTicket inklusive Anschluss­
verbindung, 

- Sonderangebot der Deutschen Bahn AG (bei­
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spielsweise Frühlings-Spezial, Sommer-Spezial, 
ganz Deutschland für 29 Euro/39 Euro pro Fahrt 
und Ähnliches). 

In allen anderen Fällen einer ICE-Benutzung ist die 
Erstattung der Fahrkosten auf den Betrag der billigsten 
Fahrkarte gemäß Textziffer 5.4.2 begrenzt. 

5.4.6	 Erstattung der Fahrauslagen bei Benutzung eines 
Kraftfahrzeuges 

Wird die Heimfahrt mit einem (privaten) Kraftfahr­
zeug durchgeführt, werden die notwendigen Fahraus­
lagen bis zur Höhe der Kosten der für den Berechtig­
ten billigsten Fahrkarte der allgemein niedrigsten 
Klasse ohne Zuschläge eines regelmäßig verkehren­
den Beförderungsmittels von der Wohnung zur Dienst­
stätte erstattet, im Regelfall eine Fahrkarte Spar­
preis 50 (vergleiche Textziffer 5.4.2), höchstens jedoch 
130 Euro (analoge Regelung zu § 5 Abs. 1 Satz 2 
BRKG n. F.) 

6	 Trennungsgeld bei täglicher Rückkehr zum Wohn­
ort 

6.0	 Die Höhe des Trennungsgeldes bei täglicher Rückkehr 
zum Wohnort richtet sich ab 1. Mai 2005 ausschließ­
lich nach § 3 der Brandenburgischen Trennungsgeld­
verordnung - BbgTGV -. 

§ 6 der Trennungsgeldverordnung (des Bundes) - TGV ­
ist nach Ablauf des 30. April 2005 nicht mehr anzu­
wenden. Die nachfolgenden Hinweise zu den Absätzen 1 
bis 6 beziehen sich deshalb auf die entsprechenden Ab­
sätze des § 3 BbgTGV, wobei die Ordnungsziffer 6 aus 
Gründen der Systematik beibehalten worden ist. 

6.1	 Zu § 3 Abs. 1 BbgTGV 

6.1.1	 Für Fahrten zwischen Wohnung und Dienststätte wer­
den als Trennungsgeld nur noch Fahrkostenerstattung 
oder Wegstreckenentschädigung unter Anrechnung 
ersparter Fahrkosten (Eigenanteil) gewährt. Mitnah­
meentschädigung wird nicht gewährt, da zusätzliche 
Aufwendungen, die durch die Mitnahme von anderen 
Berechtigten verursacht werden, mit dem Kilometer­
satz der Entfernungspauschale nach Absatz 3 abgegol­
ten sind. Der Eigenanteil ist auch bei der Erstattung der 
Fahrkosten in Ansatz zu bringen. 

6.1.2	 Bei dienstlichen Maßnahmen im Sinne des § 1 Abs. 2 
TGV ist für die Dienstantrittsreise (= erste Fahrt vom 
Dienst-/Wohnort zum neuen Beschäftigungsort) und 
für die Dienstrückreise (= letzte Fahrt vom neuen Be­
schäftigungsort zum Dienst-/Wohnort) Trennungsgeld 
nicht zu gewähren, da für diese Reisen Anspruch auf 
Reisekostenvergütung besteht (§ 11 Abs. 1 BRKG 
n. F.); Gleiches gilt bei ein- und zweitägigen Abord­
nungen für deren gesamte Dauer (vergleiche auch 
Textziffer 1.2.6.2). Daher kommt bei ein- und zweitä­

gigen Abordnungen die Anrechnung des Eigenanteils 
von 0,12 Euro je Entfernungskilometer und Arbeitstag 
nicht in Betracht. 

6.1.3	 Bei mehr als zweitägigen Abordnungen ist die An­
rechnung des Eigenanteils 

- für die - erste - Rückfahrt vom neuen Beschäfti­
gungsort zum Wohnort am Hinreisetag (= Tag der 
Dienstantrittsreise) und für die - letzte - Hinfahrt 
vom Wohnort zum neuen Beschäftigungsort am 
Rückreisetag (= Tag der Dienstrückreise) zusam­
men als eine Entfernungsstrecke und ein Arbeits­
tag sowie 

- für die dazwischen liegenden Fahrten je Arbeits­
tag 

vorzunehmen. 

Beispiel: 

Abordnung von Montag bis Mittwoch: 

Montagmorgens Dienstantrittsreise: 
➝	 Reisekosten 

Montagnachmittags 1. Rückfahrt zur Wohnung 
➝	 TG: Fahrkosten-

erstattung/Wegstrecken-
entschädigung 

Dienstagmorgens 1. Hinfahrt zum neuen 
Beschäftigungsort ➝	 TG: Fahrkosten-

erstattung/Wegstrecken-
entschädigung 

Dienstagnachmittags 2. Rückfahrt zur Wohnung 
➝	 TG: Fahrkosten-

erstattung/Wegstrecken-
entschädigung 

Mittwochmorgens 2. Hinfahrt zum neuen 
Beschäftigungsort ➝	 TG: Fahrkosten-

erstattung/Wegstrecken-
entschädigung 

Mittwochnachmittags Dienstrückreise 
➝	 Reisekosten 

Anrechnung Eigenanteil auf Fahrten am: 

- Montag - 1. Rückfahrt - und Mittwoch - 2. Hinfahrt ­
zusammen = eine Entfernungsstrecke und 

- Dienstag 1. Hinfahrt und 2. Rückfahrt = eine Ent­
fernungsstrecke. 

6.1.4 	 Bei einer Kette von Maßnahmen nach § 1 Abs. 2 TGV 
bleiben durch ein früheres Trennungsgeld ausge­
glichene Fahrkosten unberücksichtigt, weil dann für 
den Berechtigten eine Eigenbelastung nicht gegeben 
war. Von einer Anrechnung nach § 3 Abs. 1 Satz 2 
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BbgTGV ist auch abzusehen, wenn und soweit wäh­
rend des Anspruchs auf Trennungsgeld noch notwen­
dige Kosten für die Strecke zwischen Wohnung und 
vorheriger Dienststätte entstanden sind (beispiels­
weise durch eine noch gültige Zeitkarte). 

6.1.5	 Die Anrechnung erfolgt nur für die einfache, üblicher­
weise befahrene Strecke (Entfernung) zwischen Woh­
nung und bisheriger Dienststätte. Bei einem Umzug an 
einen anderen Ort ohne Zusage der Umzugskostenver­
gütung ist die Entfernung zwischen der neuen Woh­
nung und der bisherigen Dienststätte für die Bemes­
sung des Eigenanteils maßgeblich (Ermittlung verglei­
che Textziffer 6.3.2). 

6.2	 Zu § 3 Abs. 2 BbgTGV - Fahrkostenerstattung -

6.2.1	 Bei der Ermittlung der billigsten Fahrkarte - aus­
schließlich 2. Wagenklasse - sind auch Fahrpreisermä­
ßigungen zu berücksichtigen; hierzu gehören bei­
spielsweise Tages-, Wochen- oder Monatskarten, Job­
tickets und Ähnliches. Berücksichtigungsfähig sind 
nur die entstandenen notwendigen Fahrauslagen zwi­
schen der Wohnung und der Dienststätte und zurück. 
Für die Preisermittlung wird die kürzeste verkehrsüb­
liche Strecke zugrunde gelegt (Berechnung vergleiche 
Textziffer 6.3.2). 

Notwendige Zuschläge für zuschlagspflichtige Züge 
werden nur gegen Nachweis erstattet; Buchungsent­
gelte für die Platzreservierung in Zügen können nicht 
erstattet werden, da diese nicht dem Erfordernis der 
„billigsten Fahrkarte“ entsprechen. 

6.2.2	 Bei zumutbarer täglicher Rückkehr zum Wohnort (Be­
rechnung nach § 3 Abs. 1 Satz 2 TGV) sind nur die 
Kosten der billigsten Fahrkarte berücksichtigungsfä­
hig, unabhängig davon, ob für die arbeitstäglichen 
Fahrten ein regelmäßig verkehrendes Beförderungs­
mittel oder ein Kraftfahrzeug benutzt wird. 

6.2.3	 Ist die tägliche Rückkehr im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 
TGV nicht zumutbar, benutzt der Berechtigte für die 
arbeitstäglichen Fahrten ein regelmäßig verkehrendes 
Beförderungsmittel, so sind auch in diesen Fällen nur 
die Kosten der billigsten Fahrkarte berücksichtigungs­
fähig. 

6.3	 Zu § 3 Abs. 3 BbgTGV - Wegstreckenentschädigung -

6.3.1	 Wegstreckenentschädigung wird nur dann gewährt 

-	 wenn die tägliche Rückkehr zum Wohnort im 
Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 TGV nicht zumutbar 
ist und 

-	 der Berechtigte für die arbeitstäglichen Fahrten ein 
Kraftfahrzeug benutzt. 

Die Besitz- und Eigentumsverhältnisse des Kraftfahr­
zeuges sind ohne Belang. Als Kraftfahrzeug gilt jedes 
motorbetriebene Fahrzeug im Sinne des § 1 Abs. 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes. 

6.3.2	 Für die Ermittlung der einfachen Entfernung (Entfer­
nungskilometer) vergleiche Textziffer 1.3.5, aber hier 
mit der Maßgabe, dass Bruchteile eines Kilometers 
unter 0,5 Kilometer abgerundet, ansonsten aufgerun­
det werden. 

6.4	 Zu § 3 Abs. 4 BbgTGV 

Zu den Mehraufwendungen rechnen neben den Über­
nachtungskosten auch die Verpflegungskosten unter 
Berücksichtigung der häuslichen Ersparnis. Diese be­
trägt für Berechtigte mit einer Wohnung im Sinne des 
§ 10 Abs. 3 BUKG  4,80 Euro und für die anderen Be­
rechtigten 9,60 Euro je Tag; bei Teilmahlzeiten sind je­
weils für das Frühstück 20 Prozent, für das Mittag- und 
Abendessen je 40 Prozent der vorgenannten Beträge in 
Ansatz zu bringen. 

6.5	 Zu § 3 Abs. 5 BbgTGV - Höchstbetrag -

6.5.1	 Absatz 5 bestimmt den Höchstbetrag der im jeweiligen 
Monat als Trennungsgeld zu gewährenden Fahrkosten­
erstattung oder Wegstreckenentschädigung und gilt für 
alle Fälle der täglichen Rückkehr zum Wohnort, unab­
hängig davon, ob die Rückkehr im Sinne des § 3 Abs. 1 
Satz 2 TGV zumutbar ist oder nicht. Der Höchstbetrag 
stellt dem Grunde nach das in einem vollen Kalender­
monat (30 Tage) durchschnittlich zu gewährende Tren­
nungsgeld dar, ohne Rücksicht auf die tatsächliche An­
zahl der Kalendertage eines Monats; gleichwohl sind 
Sachverhalte des § 4 Abs. 1 Nr. 1 TGV hinsichtlich all­
gemein dienstfreier Werktage und Sonntage berück­
sichtigt (vergleiche auch Begründung zu § 3 Abs. 5 
BbgTGV). 

Die Heranziehung der Höchstbetragsregelungen für 
andere trennungsgeldrechtliche Sachverhalte als der 
täglichen Rückkehr zum Wohnort ist nicht zulässig. 

6.5.2	 Die Bereitstellung unentgeltlicher Verpflegung oder 
Unterkunft des Amtes wegen hat keine Auswirkungen 
auf den Höchstbetrag. 

6.5.3	 Kürzere Zeiträume im Sinne des § 3 Abs. 5 Satz 2 
BbgTGV liegen in folgenden Fällen vor: 

a)	 Trennungsgeldanspruch besteht für den vollen Ka­
lendermonat, jedoch liegen Sachverhalte des  § 4 
Abs. 1 TGV vor, 

b) ein Trennungsgeldanspruch beginnt oder endet im 
Laufe des jeweiligen Kalendermonats, 

c) ein Trennungsgeldanspruch beginnt und endet im 
Laufe des jeweiligen Kalendermonats, 

d) ein Trennungsgeldanspruch besteht nur an einzel­
nen Tagen im jeweiligen Kalendermonat. 

In allen Fällen führen die genannten Sachverhalte zu 
einem „kürzeren Zeitraum als einen Monat“ im Sinne 
des § 3 Abs. 5 Satz 2 BbgTGV. 
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Beispiel zu a 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
steht für den gesamten Monat Juni 2005. Der Be­
rechtigte hat von Montag, 06. bis einschließlich 
Freitag, 10.06.2005 Urlaub = 5 Abwesenheitstage 
(10 minus 6 plus 1= 5). 
Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
400 € : 30 x (30 ./. 5 Abwesenheitstage) = 333,33 €. 

aufgerundet = 334,00 €. 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
steht für den gesamten Monat Juni 2005. Der Be­
rechtigte hat von Montag, 06. bis einschließlich 
Freitag, 17.06.2005 Urlaub = 12 Abwesenheitsta­
ge (17 minus 6 plus 1 = 12). 
Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
400 € : 30 x (30 ./. 12 Abwesenheitstage)= 239,99 € 

aufgerundet = 240,00 €. 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
steht für den gesamten Monat Juni 2005. Der Be­
rechtigte hat von Mittwoch, 01. bis einschließlich 
Donnerstag, 30.06.2005 Urlaub = 30 Abwesen­
heitstage. 
Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
400 € : 30 x (30 ./. 30 Abwesenheitstage) = 0,00 €. 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
steht für den gesamten Monat Juli 2005. Der Be­
rechtigte hat von Freitag, den  01. bis einschließ­
lich Sonntag, den 31.07.2005 Urlaub = 29 Abwe­
senheitstage (30./31.07.2005 = Sa/So zählen nicht 
mit, vergleiche Anmerkung). 
Berechnung des Höchstbetrages Juli: 
400 € : 30 x (30 ./. 29 Abwesenheitstage)= 13,33 € 

aufgerundet = 14,00 €. 

(Im letztgenannten Beispiel wird Trennungsgeld 
nach § 3 BbgTGV nicht gezahlt, da der Berechtigte 
im Kalendermonat keine erstattungsfähigen Fahr­
ten durchgeführt hat, ein Forderungsnachweis für 
den Monat Juli 2005 wird nicht gestellt; insoweit 
geht die Berechnung des Höchstbetrages ins Leere.) 

Anmerkung: 

Anstelle eines Urlaubs gelten auch volle Abwesen­
heitstage wegen Krankheit, Gleittage (§ 7 Abs. 3 
der Arbeitszeitverordnung - AZV Bbg) und Aus­
gleichstage nach dem Sozialtarifvertrag Branden­
burg (nur für Arbeitnehmer) einschließlich alle 
hiervon eingeschlossenen dienstfreien Werktage, 
Sonn- und Feiertage; die übrigen Sachverhalte des 
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 TGV gelten entsprechend. 

Beispiel zu b 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
steht seit Mitte Mai 2005 und endet am 17. Juni 
2005, Dienstrückreise wegen Beendigung der 
Abordnung am 17.06.2005 - 14 Uhr. (Trennungs­

geldrechtliche Fahrten des Monats Juni: 2 x täglich 
vom 01. bis 16.06.2005 und 1 x am 17.06.2005 = 
16,5 Tage, für die zweite Fahrt am 17.06.2005 
- Dienstrückreise - wird Reisekostenvergütung ge­

währt.)

Berechnung des Höchstbetrages Juni: 


400 € : 30 x 16,5 Tage = 219,99 € 

aufgerundet = 220,00 €. 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
ginnt am 29. Juni 2005 und endet im Juli 2005, 
Dienstantrittsreise am 29.06.2005 - 7.30 Uhr, An­
kunft neuer Dienstort 10 Uhr. (Trennungsgeld­
rechtliche Fahrten des Monats Juni: 1 x am 
29.06.2005 und 2 x am 30.06.2005 = 1,5 Tage, für 
die erste Fahrt am 29.06.2005 - Dienstantrittsrei­
se - wird Reisekostenvergütung gewährt.) 
Berechnung des Höchstbetrages Juni: 

400 € : 30 x 1,5 Tage = 19,99 € 

aufgerundet = 20,00 €. 

Beispiel zu c 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
ginnt am Montag, 6. Juni 2005, Dienstantrittsreise 
am 06.06.2005 - 7.30 Uhr, Ankunft neuer Dienstort 
10 Uhr, und endet am Freitag, 10. Juni 2005, 
Dienstrückreise wegen Beendigung der Abord­
nung am 10.06.2005 - 14 Uhr. 
Trennungsgeldrechtliche Fahrten des Monats Juni: 
je 1 x am 06./10.06.2005 und 2 x täglich vom 07. bis 
09.06.2005 = 4 Tage (3 Tage plus 2 x 1/2 Tag), für 
die erste Fahrt am 06.06.2005 - Dienstantrittsreise ­
und letzte Fahrt am 10.06.2005 - Dienstrückreise ­
wird Reisekostenvergütung gewährt. 
Berechnung des Höchstbetrages: 

400 € : 30 x 4 Tage = 53,33 € 

aufgerundet = 54,00 €. 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
ginnt am Montag, 6. Juni 2005, Dienstantrittsreise 
am 06.06.2005 - 7.30 Uhr, Ankunft neuer Dienstort 
10 Uhr, und endet am Donnerstag, 9. Juni 2005, 
Dienstrückreise wegen Beendigung der Abord­
nung am 09.06.2005 - 14 Uhr. 
Trennungsgeldrechtliche Fahrten des Monats Ju­
ni: je 1 x am 06./09.06.2005 und 2 x täglich am 
07. und 08.06.2005 = 3 Tage (2 Tage plus 2 x 
1/2 Tag), für die erste Fahrt am 06.06.2005 
- Dienstantrittsreise - und letzte Fahrt am 
09.06.2005 - Dienstrückreise - wird Reisekosten­
vergütung gewährt. 
Berechnung des Höchstbetrages Juni: 

400 € : 30 x 3 Tage = 39,99 € 

aufgerundet = 40,00 €. 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
ginnt am Montag, 6. Juni 2005, Dienstantrittsreise 
am 06.06.2005 - 7.30 Uhr, Ankunft neuer Dienstort 
10 Uhr, und endet am Freitag, 17. Juni 2005, 
Dienstrückreise wegen Beendigung der Abord­
nung am 17.06.2005 - 14 Uhr. 



.

.

.

919 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 37 vom 21. September 2005 

Trennungsgeldrechtliche Fahrten des Monats Ju­
ni: je 1 x am 06./17.06.2005 und 2 x täglich vom 
07. bis 16.06.2005 = 11 Tage (10 Tage plus 2 x 1/2

Tag), für die erste Fahrt am 06.06.2005 - Dienst­

antrittsreise - und letzte Fahrt am 17.06.2005 

- Dienstrückreise - wird Reisekostenvergütung ge­

währt.

Berechnung des Höchstbetrages Juni: 


400 € : 30 x 11 Tage = 146,66 € 

aufgerundet  = 147,00 €. 

Beispiel zu d 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
steht im jeweiligen Kalendermonat an den Arbeits­
tagen Montag - Donnerstag = 4-Tage-Woche 
(wegen Teilzeitarbeit, freigestelltes Personalrats­
mitglied oder Ähnliches). 
Mögliche Arbeitstage im Monat Juni 2005, jeweils 
Mo - Do: = 18 Tage (mögliche Feiertage zählen 
mit, soweit sie auf die Tage Mo - Do fallen). 
Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
400 € : 30 x 18 Tage (gemäß Forderungsnachweis) 

= 239,99 € 

aufgerundet = 240,00 €. 

- Der Trennungsgeldanspruch dem Grunde nach be­
steht im jeweiligen Kalendermonat an den Arbeits­
tagen Donnerstag - Dienstag = 4-Tage-Woche 
(wegen Teilzeitarbeit, freigestelltes Personalrats­
mitglied). 
Mögliche Arbeitstage im Monat Juni 2005, jeweils 
Do - Di: = 17 Tage (Sa/So werden nicht mitgezählt, 
mögliche Feiertage zählen mit, soweit sie auf die 
Tage Do, Fr, Mo oder Di fallen). 
Berechnung des Höchstbetrages Juni: 
400 € : 30 x 17 Tage (gemäß Forderungsnachweis) 

= 226,66 € 

aufgerundet = 227,00 €. 

Anmerkung: 

Von den möglichen Arbeitstagen im jeweiligen Ka­
lendermonat sind Urlaubs-, Krankheits-, Gleit- 
(§ 7 Abs. 3 der Arbeitszeitverordnung - AZV Bbg) 
oder Ausgleichstage nach dem Sozialtarifvertrag 
Brandenburg (hier nur für Arbeitnehmer) ohne die 
eingeschlossenen dienstfreien Werktage und Sonn­
tage abzuziehen und danach die Berechnung des 
Höchstbetrages vorzunehmen; Entsprechendes gilt 
für die übrigen Sachverhalte des § 4 Abs. 1 Nr. 2 
und Nr. 3 TGV. 

Zu § 3 Abs. 6 BbgTGV 

Absatz 6 bestimmt, dass § 6 TGV im Land Branden­
burg nach Ablauf des 30. April 2005 nicht mehr anzu­
wenden ist, somit ist auch die Gewährung des Verpfle­
gungszuschusses von arbeitstäglich 2,05 Euro (§ 6 
Abs. 2 TGV) nach diesem Zeitpunkt nicht mehr zuläs­
sig. 

7 Zu § 7 - Sonderfälle -

7.1 Zu Absatz 1 

Besteht zum Zeitpunkt einer neuen Maßnahme nach 
§ 1 Abs. 2 TGV ohne Änderung des Dienstortes auf­
grund einer vorhergehenden Maßnahme bereits ein 
Trennungsgeldanspruch, so besteht dieser Anspruch 
weiter. Dies gilt auch dann, wenn eine bestehende 
Maßnahme verlängert wird (beispielsweise: eine ur­
sprünglich auf sechs Monate befristete Abordnung 
wird kurz vor Ablauf der Frist um weitere drei Mona­
te verlängert). Die Verlängerung einer befristeten 
dienstlichen Maßnahme, ohne dass eine zeitliche 
Unterbrechung (Sonn-/Feiertage, dienstfreie Werkta­
ge, Urlaubs- oder Krankheitstage gelten nicht als 
Unterbrechung) eingetreten ist, stellt als solche keine 
neue dienstliche Maßnahme im Sinne des § 1 Abs. 2 
TGV dar, sondern sie bestimmt nur einen neuen, spä­
teren Endzeitpunkt der bisher verfügten Personal­
maßnahme, ohne sie in ihrem Kernbestand zu tangie­
ren. 

Das Wort „weiterbesteht“ stellt im Übrigen klar, dass 
die Sieben-Tage-Frist zum Bezug des Trennungsreise­
geldes einerseits nicht von neuem beginnt, andererseits 
aber voll ausgeschöpft werden kann. 

7.2 Zu Absatz 2 

Ein umzugskostenrechtlich nicht zu berücksichti­
gender Umzug ist ein Umzug, für den die Umzugs­
kostenvergütung nicht zugesagt worden ist. Ein sol­
cher Umzug liegt aber auch dann vor, wenn die Um­
zugskostenvergütung zwar zugesagt wurde, sie jedoch 
für diesen Umzug nicht gewährt wird, weil die Voraus­
setzungen dafür nicht erfüllt sind, beispielsweise bei 
einem Umzug außerhalb des Einzugsgebietes des neu­
en Dienstortes. Inwieweit in solchen Fällen die Erfül­
lung der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 TGV (unein­
geschränkte Umzugswilligkeit, Wohnungsmangel am 
neuen Dienstort) für die Gewährung von Trennungs­
geld vorliegt, bedarf einer kritischen Prüfung (siehe 
hierzu auch Textziffer 2.1.2.2). 

7.3 Zu Absatz 3 

Ist der Berechtigte aus den in der Vorschrift genannten 
Gründen an der Dienstausübung gehindert, kann das 
Trennungsübernachtungsgeld im notwendigen Um­
fang bis zur frühestmöglichen Aufgabe der Unterkunft 
gewährt werden. Wird der Dienstort vorübergehend 
verlassen, ist nach Rückkehr kein Trennungsreisegeld 
zu gewähren. 

7.4 Zu Absatz 4 

Der Anspruch auf Trennungsgeld setzt einen Anspruch 
auf Besoldung voraus. Für einen Zeitraum, für den kei­
ne Besoldung gezahlt wird, wird auch kein Trennungs­
geld gewährt (beispielsweise Urlaub unter Wegfall der 

6.6 
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Besoldung, Erziehungsurlaub, schuldhaftes Fernblei­
ben vom Dienst). 

Besoldung im Sinne dieser Vorschrift sind 

- bei Beamten die Dienstbezüge nach § 1 Abs. 2 
BBesG oder die Anwärterbezüge nach § 1 Abs. 3 
Nr. 1 BBesG, 

- bei Angestellten, Arbeitern und Auszubildenden 
die entsprechenden Vergütungen/Löhne nach den 
Manteltarifverträgen. 

Für die Dauer der Mutterschutzfristen erhalten Beam­
tinnen ihre Dienstbezüge weiter; Arbeitnehmerinnen 
erhalten während dieser Zeit keine Vergütung/keinen 
Lohn nach den Tarifverträgen, sondern Mutterschafts­
geld nach dem Mutterschutzgesetz. Im Interesse der 
trennungsgeldrechtlichen Gleichbehandlung wird da­
her in diesen Fällen das Mutterschaftsgeld den Dienst­
bezügen gleichgestellt. 

8	 Zu § 8 TGV - Ende des Trennungsgeldanspruchs -

8.1	 Zu § 8 Abs. 1 TGV 

8.1.1	 Der Anspruch auf Trennungsgeld endet - beispiels­
weise - mit Ablauf des Tages, an dem 

- die Zugehörigkeit zum persönlichen Geltungs­
bereich der TGV endet, 

- die getrennte Haushaltsführung tatsächlich been­
det wird, 

- die uneingeschränkte Umzugswilligkeit nicht mehr 
gegeben ist, 

- der Wohnungsmangel im Einzugsgebiet im Sinne 
des § 2 Abs. 1 TGV behoben ist (vergleiche Text­
ziffer 1.3.0), 

- ein zwingender persönlicher Umzugshinderungs­
grund entfällt, 

- Versagungsgründe für die Gewährung von Tren­
nungsgeld im Sinne des § 7 Abs. 3 TGV vorliegen, 

- der Anspruch auf Besoldung wegfällt. 

8.1.2	 In folgenden Fällen gilt der Wohnungsmangel im Ein­
zugsgebiet als behoben: 

- bei Ablehnung einer zugewiesenen angemessenen 
und zumutbaren Wohnung an dem Tage, an dem 
diese Wohnung hätte bezogen werden können, 

- bei Verzögerung des Umzugs durch andere als in 
§ 2 Abs. 2 TGV aufgeführte Hinderungsgründe an 
dem Tage, an dem eine angemessene und zumutbare 
Wohnung frühestens hätte bezogen werden können. 

8.1.3	 Zu § 4 BbgTGV - Ende und Höhe des Trennungsgeld­
anspruchs -

8.1.3.1	 Zu Absatz 1 

8.1.3.1.1 Der Anspruchszeitraum für die Gewährung des Tren­

nungsgeldes ist unabhängig davon, ob die Zusage der 
Umzugskostenvergütung erteilt wurde, auf drei Mo­
nate begrenzt. Diese Höchstfrist indiziert nicht von 
vornherein eine dreimonatige Trennungsgeldzahlung. 
Für die Gewährung des Trennungsgeldes müssen die 
Regelvoraussetzungen der TGV, bei zugesagter Um­
zugskostenvergütung zusätzlich die Voraussetzungen 
des § 2 Abs. 1 TGV erfüllt sein. Ist der Anspruchszeit­
raum ausgeschöpft, ist die Gewährung des Trennungs­
geldes einzustellen. Die Begrenzung gilt unabhängig 
davon, ob es sich um eine Verlängerung nach § 4 Abs. 2 
oder 3 BbgTGV handelt. 

8.1.3.1.2 Der Anspruchszeitraum beginnt mit dem Tage des 
Wirksamwerdens der dienstlichen Maßnahme, unab­
hängig vom tatsächlichen Dienstantritt. Der Beginn 
der Frist wird in Fällen nachträglicher Zusage der Um­
zugskostenvergütung oder einer neuen Maßnahme 
nach § 1 Abs. 2 TGV - nunmehr mit Zusage der Um­
zugskostenvergütung - ohne Wechsel des Dienstortes 
nicht berührt, das heißt, eine automatische Verlänge­
rung des Anspruchszeitraumes tritt nicht ein. Ist in die­
sen Fällen der Anspruchszeitraum ganz oder teilweise 
ausgeschöpft, wird für die Verlängerung des An­
spruchszeitraumes allgemein das Erfordernis des Vor­
liegens eines Unvermeidbarkeitsfalles im Sinne des 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 BbgTGV als erfüllt anerkannt werden 
können. Die Zuständigkeit der obersten Dienstbehör­
de wird nicht hierdurch berührt. Die Verlängerung 
sollte allerdings den Zeitraum nicht überschreiten, den 
der umzugswillige Berechtigte bei entsprechenden Be­
mühungen zur Erlangung einer Wohnung voraussicht­
lich benötigt. 

8.1.3.1.3 Der Lauf der Frist wird nur durch eine länger als vier­
zehn Tagen andauernde neue dienstliche Maßnahme 
oder Dienstreise unterbrochen. In diesen Fällen wird 
der Anspruchszeitraum, soweit er nicht ausgeschöpft 
werden konnte, für die Dauer der Unterbrechungszeit 
nach hinten verschoben. § 4 Abs. 4 BbgTGV ist in die­
sen Fällen nicht anzuwenden, da eine Verlängerung 
nicht vorliegt. 

8.1.3.2	 Zu Absatz 2 

Gründe für das Vorliegen eines außergewöhnlichen 
Härtefalles (so genannte Unvermeidbarkeitsfälle) 
könnten neben den Sachverhalten nach Textzif­
fer 8.1.3.1.2 beispielsweise Wohnungsmangel im Ein­
zugsgebiet aufgrund der Anzahl der zu berücksichti­
genden Familienangehörigen oder aufgrund besonde­
rer Wohnraumanforderungen wegen einer Behinde­
rung oder auch ein krankheitsbedingter verspäteter 
Dienstantritt am neuen Dienstort sein. 

8.1.3.3	 Zu Absatz 3 

- Bleibt frei -

8.1.3.4	 Zu Absatz 4 

In allen Fällen der Verlängerung des Anspruchszeit­
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raumes nach § 4 Abs. 2 und 3 BbgTGV wird das in § 3 
Abs. 3 TGV vorgesehene Trennungstagegeld nicht 
mehr gewährt. Trennungsübernachtungsgeld und Rei­
sebeihilfe für Familienheimfahrten (§ 3 Abs. 4 und § 5 
TGV) bleiben  für die Dauer der Verlängerung des An­
spruchszeitraumes unberührt. 

8.1.3.5	 Zu Absatz 5 

8.1.3.5.1 Die Festlegung des Anspruchszeitraumes im ursprüng­
lichen Umfange bleibt bestehen, wenn trotz einer neu­
en trennungsgeldauslösenden Maßnahme der neue 
Dienstort beibehalten wird. Das Wort „weiterbesteht“ 
stellt im Übrigen klar, dass die Frist zur Bestimmung 
des Anspruchszeitraums einerseits nicht von neuem be­
ginnt, andererseits aber voll ausgeschöpft werden kann. 

Die Verlängerung einer befristeten dienstlichen Maß­
nahme, ohne dass eine zeitliche Unterbrechung einge­
treten ist (Sonn-/Feiertage, dienstfreie Werktage, 
Urlaubs-, Gleit- [§ 7 Abs. 3 der Arbeitszeitverordnung ­
AZV Bbg] oder Ausgleichstage nach dem Sozialtarif­
vertrag Brandenburg [nur für Arbeitnehmer] gelten 
nicht als Unterbrechung), stellt als solche keine neue 
dienstliche Maßnahme im Sinne des § 1 Abs. 2 TGV 
dar, sondern sie bestimmt nur einen neuen, späteren 
Endzeitpunkt der bisher verfügten Personalmaßnah­
me, ohne sie in ihrem Kernbestand zu tangieren. 

Beispiel: 

1.	 Abordnung ohne Zusage der UKV vom 01.06. bis 
31.08.2005 

-	 Anspruchszeitraum § 4 Abs. 1 BbgTGV: 
01.06. bis 31.08.2005

-	 Verlängerung des Anspruchszeitraums: 
nicht gegeben 

2.	 Abordnung wie 1., aber am 30.08.2005 um weite­
re drei  Monate bis 30.11.2005 verlängert: 

-	 Anspruchszeitraum § 4 Abs. 1 BbgTGV: 
01.06. bis 31.08.2005

- Verlängerung des Anspruchszeitraums: 
01.09. bis 30.11.2005

3.	 Abordnung ohne Zusage der UKV vom 01.06. bis 
30.09.2005 

-	 Anspruchszeitraum § 4 Abs. 1 BbgTGV: 
01.06. bis 31.08.2005

- Verlängerung des Anspruchszeitraums: 
01.09 bis 30.09.2005

4.	 Abordnung wie 3., aber am 29.09.2005 um weite­
re vier  Monate bis 31.01.2006 verlängert: 

-	 Anspruchszeitraum § 4 Abs. 1 BbgTGV: 
01.06. bis 31.08.2005

- 1. Verlängerung des Anspruchszeitraums: 
01.09. bis 30.09.2005

- 2. Verlängerung des Anspruchszeitraums: 
01.10.2005 bis 31.01.2006 

Da die Verlängerung einer befristeten Personalmaß­
nahme keine neue dienstliche Maßnahme im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 TGV darstellt, sind folglich auch die Rege­
lungen des § 4 Abs. 5 BbgTGV und des § 7 Abs. 1 TGV 
(vergleiche Textziffer 7.1), die ihrerseits eine solche 
voraussetzen, nicht anzuwenden. Dies bedeutet, dass 
in Fällen der Verlängerung einer dienstlichen Maß­
nahme ohne Zusage der UKV ein Trennungsgeld­
anspruch gemäß den Bestimmungen des § 4 Abs. 3 
Nr. 1 BbgTGV (fort-)besteht. 

8.1.3.5.2 Von der Verlängerung der dienstlichen Maßnahme ist 
deren Aufhebung zu unterscheiden. So sind beispiels­
weise die 

- förmliche Aufhebung einer unbefristeten oder 
- förmliche vorzeitige Aufhebung einer befristeten 

als auch 
- faktische Aufhebung einer befristeten Abordnung 

durch Zeitablauf 

immer neue dienstliche Maßnahmen im Sinne des § 1 
Abs. 2 TGV. 

8.2	 Zu § 8 Abs. 2 TGV 

Dauert das Ausladen des Umzugsgutes zwei Tage, ist 
der Tag maßgebend, an dem der Hauptteil des Um­
zugsgutes ausgeladen wird. Verzögerungen beim Aus­
laden des Umzugsgutes, die der Berechtigte selbst zu 
vertreten hat, gehen zu seinen Lasten. Ausladetag ist 
dann der Tag, an dem das Umzugsgut ohne Verzöge­
rung hätte ausgeladen werden können. 

8.3	 Zu § 8 Abs. 3 TGV 

8.3.1	 Trennungsgeld wird bis zu dem Tag gewährt, an dem 
der Dienstort tatsächlich verlassen wird. Wird der 
Dienstort beispielsweise wegen Urlaubs oder Erkran­
kung vor Beginn der neuen dienstlichen Maßnahme 
verlassen, wird Trennungsgeld nur bis zum Abreisetag 
gezahlt. 

8.3.2	 Kosten für das notwendige Beibehalten der Unterkunft 
am verlassenen Dienstort werden durch Weitergewäh­
rung des im Trennungsreisegeld enthaltenen Über­
nachtungsgeldes und des Trennungsübernachtungs­
geldes erstattet (§ 4 Abs. 3 TGV). Bei dienstlichen 
Maßnahmen bis zu drei Monaten werden nachgewie­
sene Kosten erstattet (§ 4 Abs. 6 TGV). 

9	 Zu § 9 - Verfahrensvorschriften -

9.1	 Zu Absatz 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 1 BbgTGV 

9.1.1	 Trennungsgeld ist innerhalb einer Ausschlussfrist von 
sechs Monaten nach Beginn der Maßnahme zu bean­
tragen. Die Frist beginnt mit dem Tag, der auf den Tag 
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des Dienstantritts folgt. Wird die Frist versäumt, er­
lischt der Anspruch auf Trennungsgeld. Dies gilt ins­
besondere bei dienstlichen Maßnahmen mit Zusage 
der Umzugskostenvergütung („Frist einmal versäumt, 
immer versäumt“). Erhält der Berechtigte die Zusage 
der Umzugskostenvergütung erst nach seinem Dienst­
antritt, muss er seine Ansprüche auf Trennungsgeld 
nach § 2 TGV innerhalb von sechs Monaten nach 
Wirksamwerden der Zusage schriftlich beantragen. 
Die Ausschlussfrist gilt auch für Anträge auf Weiter­
bewilligung des Trennungsgeldes. Die Frist für die Be­
antragung einer Reisebeihilfe für Heimfahrten beginnt 
am Tag nach Ablauf des jeweiligen Anspruchszeitrau­
mes gemäß § 5 Abs. 1 TGV. 

9.1.2	 Die Zahlung des Trennungsgeldes erfolgt monatlich 
nachträglich aufgrund von Forderungsnachweisen, die 
der Berechtigte innerhalb einer Ausschlussfrist von 
sechs Monaten abzugeben hat. Die Frist hierfür beginnt 
mit Ablauf des Kalendermonats, für den das Tren­
nungsgeld zusteht; für Reisebeihilfen ist dies der Ka­
lendermonat, in dem der jeweilige Anspruchszeitraum 
endet. Die Frist kann nicht verlängert werden. Bei Frist­
versäumnis ist der bis dahin vorhanden gewesene An­
spruch auf Gewährung von Trennungsgeld verwirkt. 

9.1.3	 Die Beantragung, Bewilligung, Gewährung und Be­
rechnung des Trennungsgeldes ist bei dienstlichen 
Maßnahmen ohne Zusage der Umzugskostenvergü­
tung mit dem jeweiligen Forderungsnachweis vorzu­
nehmen, den der Berechtigte innerhalb einer Aus­
schlussfrist von sechs Monaten abzugeben hat (Frist 
nach § 9 Abs. 1 Satz 2 TGV). Für den Beginn der Frist 
vergleiche deshalb Textziffer 9.1.2. Dies bedeutet, dass 
das Trennungsgeld für den maßgeblichen Kalender­
monat immer neu beantragt, bewilligt und gezahlt 
wird. Die Ausschlussfrist gilt demzufolge nur für den 
Kalendermonat, für den das Trennungsgeld beantragt 
wird (maßgeblicher Kalendermonat), und beginnt für 
die Folgemonate jeweils wieder von neuem. 

Beispiel: 

Trennungsgeldanspruch besteht für die Monate Juni 
2005 bis August 2005. 

Die Ausschlussfrist - sechs Monate - für den Monat 

- Juni 2005 beginnt am 01.07.2005 und endet am 
31.12.2005, 

- Juli 2005 beginnt am 01.08.2005 und endet am 
31.01.2006 und 

- August 2005 beginnt am 01.09.2005 und endet am 
28.02.2006. 

Legt der Berechtigte am 15.01.2006 seine Forderungs­
nachweise für die Trennungsgeld-Zeiträume Juni 2005 
bis August 2005 vor, so ist die Zahlung des Trennungs­
geldes des Monats Juni 2005 wegen Überschreitens der 
Ausschlussfrist abzulehnen, die Zahlungen des Tren­
nungsgeldes für die Monate Juli und August 2005 sind 
dagegen vorzunehmen, da diese Forderungsnachweise 
innerhalb der Ausschlussfristen vorgelegt wurden. 

Anmerkung: 

Würde es sich im vorliegenden Falle um eine dienst­
liche Maßnahme mit Zusage der Umzugskostenver­
gütung handeln, wäre die Bewilligung von Trennungs­
geld wegen Überschreitens der Ausschlussfrist nach 
§ 9 Abs. 1 Satz 1 TGV (Antragsfrist) von Anfang an ab­
zulehnen, da hier die Frist im Juni 2005 beginnt und im 
Dezember 2005 abgelaufen wäre (Frist versäumt). 

9.1.4	 Die sechsmonatigen Ausschlussfristen des § 9 Abs. 1 
Satz 1 und 2 TGV in Verbindung mit § 5 Abs. 1 
BbgTGV gelten auch für Angestellte, Arbeiter und 
Auszubildende; insoweit sind für Leistungen nach der 
Brandenburgischen Trennungsgeldverordnung gege­
benenfalls kürzere tarifliche Ausschlussfristen nicht 
anwendbar, da aufgrund der Tarifverweisung für die 
Gewährung von Trennungsgeld die für die Beamten 
des Arbeitgebers geltenden Bestimmungen sinngemäß 
anzuwenden sind (vergleiche Textziffer 1.1.1). 

9.2	 Zu Absatz 2 

Diese Vorschrift begründet die formelle Beweisfüh­
rungspflicht. Der Antragsteller muss damit seine Anga­
ben im Antrag auf Gewährung von Trennungsgeld be­
weisen, das heißt, er muss die Beweismittel direkt bei­
fügen oder angeben. Ferner ist der Antragsteller ver­
pflichtet, alle Änderungen unverzüglich anzuzeigen, 
die für die Gewährung von Trennungsgeld dem Grun­
de und der Höhe nach von Bedeutung sein können. 

Hinsichtlich der Führung des Nachweises der fort­
währenden Wohnungsbemühungen vergleiche Textzif­
fer 2.1.1. 

9.3	 Zu Absatz 3 

9.3.1	 Die sachliche und rechnerische Feststellung (verglei­
che Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsord­
nung § 70 - VV-LHO § 70 -) von Trennungsgeldzah­
lungen obliegt der für die Berechnung und Zahlung zu­
ständigen Stelle, die durch die oberste Dienstbehörde 
bestimmt ist. 

9.3.2	 Für jeden Trennungsgeldempfänger ist für jedes Haus­
haltsjahr ein Stammblatt zu führen. Das ausgezahlte 
Trennungsgeld, die ausgezahlte Reisekostenvergütung 
(Dienstantritts-/Dienstrückreise) sowie Rückzahlun­
gen sind fortlaufend in das Stammblatt einzutragen. 
Gleiches gilt für alle Personalangaben, Daten der Per­
sonalverfügungen und die sonstigen für die Berech­
nung und Auszahlung erforderlichen Merkmale. Die 
weiteren Einzelheiten regeln die obersten Dienst­
behörden in eigener Zuständigkeit. 

10	 Zu § 10 - Übergangsvorschrift ­

- Bleibt frei ­
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II. In-Kraft-Treten dern aufgrund von Tatbeständen nach dem Güterkraftverkehrs­
gesetz (GüKG) dar. Zweck dieser Regelsätze ist es, für häufiger 

Diese allgemeinen Durchführungshinweise treten am vorkommende Ordnungswidrigkeiten zu einer einheitlichen 
1. September 2005 in Kraft. Ahndung zu kommen. 

Die im Buß- und Verwarnungsgeldkatalog bestimmten Beträge 
sind Regelsätze, die von fährlässiger Begehung und gewöhn­
lichen Tatumständen ausgehen. 

Buß- und Verwarnungsgeldkatalog 
nach dem Güterkraftverkehrsgesetz Die Regelsätze des Buß- und Verwarnungsgeldkataloges räu­

men bei Fällen, die von der üblichen Begehungsweise abwei-
Runderlass des Ministeriums für Infrastruktur chen, einen Ermessensspielraum ein. Die Bußgeldbehörde ist 

und Raumordnung verpflichtet, objektive und subjektive Tatumstände, die die 
R 10/08/2005 Handlung im Vergleich zum Regelfall als weniger schwerwie-

Vom 10. August 2005 gend kennzeichnen, zugunsten des Betroffenen zu berücksichti­
gen und somit im Einzelfall den Regelsatz zu unterschreiten. Sie 
ist weiterhin berechtigt, bei Tatumständen, die die Handlung im 

I. Vorbemerkungen Vergleich zum Regelfall als schwerwiegender kennzeichnen, im 
Einzelfall den Regelsatz zu überschreiten. 

Der nachfolgende, zwischen Bund und Ländern abgestimmte 
Buß- und Verwarnungsgeldkatalog stellt Zumessungsregeln für Bei vorsätzlichem Handeln gelten die vorgenannten Erwägun­
eine gleichmäßige Bemessung von Buß- und Verwarnungsgel- gen entsprechend. 

II. Inhalt 

Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(I. - Unternehmer) 

I. - 1 Zuwiderhandlungen gegen die Erlaubnis-/Genehmigungspflicht 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ € € € 

I. - 1.1 Betreiben von gewerblichem Güterkraftverkehr 
ohne Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 GüKG/Berechti-
gung nach § 6 GüKG/Lizenz nach Artikel 3 VO 
(EWG) Nr. 881/92: 

I. - 1.1.1 Inländischer Unternehmer bei Binnenbeförde­
rungen und Beförderungen mit Drittstaaten 

§ 19 Abs. 1 Nr. 1b, 
§ 3 Abs. 1 GüKG 

2.000 1.000 

I. - 1.1.2 Gebietsfremder EU-/EWR-Unternehmer bei 
Kabotagebeförderungen 

§ 19 Abs. 4 Nr. 2 
GüKG, Artikel 1 
Abs. 1 VO (EWG) 
Nr. 3118/93 i. V. m. 
Artikel 3 Abs. 1 VO 

2.000 1.000 

(EWG) Nr. 881/92 
I. - 1.1.3 Drittstaatenunternehmer bei Binnenbeförde­

rungen 
§ 19 Abs. 1 Nr. 1b, 
§ 3 Abs. 1 GüKG 

2.500 1.250 

I. - 1.1.4 Inländischer oder gebietsfremder EU-/EWR- § 19 Abs. 2 Nr. 1 2.000 1.000 
Unternehmer im grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr i. S. d. VO (EWG) Nr. 881/92 

GüKG, Artikel 3 
Abs. 1 VO (EWG) 
Nr. 881/92 

I. - 1.1.5 Gebietsfremder EU-/EWR-Unternehmer bei § 19 Abs. 1 Nr. 1b, 2.500 1.250 
Beförderungen zwischen dem Inland und einem § 3 Abs. 1, 
Drittstaat § 6 GüKG 
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Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(I. - Unternehmer) 

I. - 1 Zuwiderhandlungen gegen die Erlaubnis-/Genehmigungspflicht 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ € € € 

I. - 1.1.6 Drittstaatenunternehmer im grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr 

§ 19 Abs. 1 Nr. 1b, 
§ 3 Abs. 1, 
§ 6 GüKG 

2.500 
(ohne 

CEMT-
Umzugs­
genehmi-

1.250 

gung 
2.000) 

I. - 1.2 Vollziehbare Auflage missachtet § 19 Abs. 1 Nr. 1c, 100 50 
§ 3 Abs. 4, 
§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 2, 
§ 4 Abs. 4, 
§ 7 Abs. 3 oder - -
§ 10 Abs. 3 VO über 300 150 
den grenzüberschrei­
tenden Güterkraftver­
kehr und den Kabo­
tageverkehr 

I. - 1.3 Inländischer Unternehmer, gebietsfremder EU-/ 
EWR-Unternehmer, Drittstaatenunternehmer: 
unzulässige Verwendung der CEMT-Genehmi-
gung durch Verstoß gegen die 6-Wochen-Regelung 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 4 
i. V. m. § 7a Nr. 2 
VO über den grenz­
überschreitenden Gü-

1.500 750 

terkraftverkehr und 
den Kabotageverkehr 

I. - 1.4 Inländischer Unternehmer, gebietsfremder EU-/ 
EWR-Unternehmer, Drittstaatenunternehmer 
- CEMT-Genehmigung für mehr als ein 

Fahrzeug eingesetzt 
- gesamte Strecke, auch ausländischer 

Streckenteil 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 3 
i. V. m. § 7a Nr. 1 
VO über den grenz­
überschreitenden Gü­
terkraftverkehr und 

2.500 1.250 

den Kabotageverkehr 

Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(I. - Unternehmer) 

I. - 2 Zuwiderhandlungen gegen Mitführungspflichten 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ € € € 

I. - 2.1 Inländischer Unternehmer: § 19 Abs. 1 Nr. 3, 300 150 
- Erlaubnis oder Erlaubnisausfertigung § 7 Abs. 1 GüKG 
- CEMT-Genehmigung 
- Bilaterale Genehmigung 

I. - 2.2 Inländischer oder gebietsfremder EU-/EWR-
Unternehmer: 
- Lizenzabschrift 

§ 19 Abs. 1 Nr. 3, 
§ 7 Abs. 1 GüKG 

300 150 

- CEMT-Umzugsgenehmigung 
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Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(I. - Unternehmer) 

I. - 2 Zuwiderhandlungen gegen Mitführungspflichten 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ € € € 

I. - 2.3 Gebietsfremder EU-/EWR- oder Drittstaaten­ § 19 Abs. 1 Nr. 3, 2.500 1.250 
unternehmer: 
- Bilaterale Genehmigung 

§ 7 Abs. 1 GüKG 

- Drittstaatengenehmigung 
- CEMT-Genehmigung 

I. - 2.4 Drittstaatenunternehmer: 
- CEMT-Umzugsgenehmigung 

§ 19 Abs. 1 Nr. 3, 
§ 7 Abs. 1 GüKG 

300 150 

I. - 2.5 Drittstaatenunternehmer: 
- Fahrzeugbezogene Nachweise 
Gebietsfremder EU-/EWR-Unternehmer bei 
Beförderungen zwischen dem Inland und einem 
Drittstaat: 

§ 19 Abs. 1 Nr. 3, 
§ 7 Abs. 1 GüKG 

2.500 351 1.250 351 

- Fahrzeugbezogene Nachweise 
I. - 2.6 Versicherungsnachweis bei Binnenbeförderung § 19 Abs. 1 Nr. 6a, 25 25 

einschließlich Kabotage § 7a Abs. 4 Satz 1 
GüKG 

I. - 2.7 Begleitpapier bzw. sonstiger Nachweis § 19 Abs. 1 Nr. 5, 75 251 40 251 

§ 7 Abs. 3 Satz 1 
GüKG 

I. - 2.7.1 Begleitpapier bei landwirtschaftlichen Beför­
derungen 

§ 19 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 2 Abs. 1a GüKG 

75 251 40 251 

I. - 2.8 Fahrtenberichtheft für CEMT-Genehmigung 
- Nicht für die Mitführung oder 
- nicht für die Aufbewahrung der ausgefüllten 

Seiten im Fahrtenberichtheft gesorgt 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 7, 
§ 7a Nr. 3 Satz 1 VO 
über den grenzüber­
schreitenden Güter-

1.500 750 

kraftverkehr und den 
Kabotageverkehr 

I. - 2.92 Inländischer oder gebietsfremder EU-/EWR-
Unternehmer im grenzüberschreitenden kombi­
nierten Verkehr: 
- Bescheinigung über nächstgelegenen geeig­

neten Bahnhof 
- Nachweis über Berufszugang 
- Reservierungsbestätigung bei Anfuhr 
- Nachweis Eisenbahnverwaltung/Schifffahrt-

treibender bei Abfuhr 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 10, 
§ 14 Abs. 3 Satz 1,  
§ 15 Abs. 2 Satz 1, 
§ 17 Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 2 Satz 1 VO 
über den grenzüber­
schreitenden Güter­
kraftverkehr und den 

150 75 

Kabotageverkehr 
I. - 2.103 Gebietsfremder EU-/EWR-Unternehmer im § 19 Abs. 1 Nr. 2 2.500 1.250 

grenzüberschreitenden kombinierten Verkehr GüKG, § 25 Nr. 10, 
zwischen dem Inland und einem Drittstaat 
oder 

§ 14 Abs. 3 Satz 1, 
§ 15 Abs. 2 Satz 1, 

Drittstaatenunternehmer im grenzüberschreiten­ § 16 Abs. 2 Satz 1, 
den kombinierten Verkehr: 
- Bescheinigung über nächstgelegenen geeig­

§ 17 Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 2 Satz 1 VO 

neten Bahnhof über den grenzüber­
- Nachweis über Berufszugang 
- Reservierungsbestätigung bei Anfuhr 

schreitenden Güter­
kraftverkehr und den 

- Nachweis Eisenbahnverwaltung/Schifffahrt- Kabotageverkehr 
treibender bei Abfuhr 

1 Verpflichtung nicht ordnungsgemäß erfüllt.

2 Nicht anzuwenden, wenn Berechtigung nach §§ 3, 5 oder 6 GüKG verwendet wird.

3 Unternehmer aus den Beitrittsstaaten sind wie Unternehmer aus  Drittstaaten zu behandeln.
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Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(I. - Unternehmer) 

I. - 2 Zuwiderhandlungen gegen Mitführungspflichten 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ € € € 

I. - 2.11 Inländischer Unternehmer bei Beförderungen mit § 19 Abs. 1 Nr. 6d, 250 125 
Be- und Entladeort in Deutschland: 
- Pass, Passersatz oder Ausweisersatz 

§ 7b Abs. 1 Satz 2 
GüKG 

- Aufenthaltsgenehmigung oder Duldung 
- Arbeitsgenehmigung, falls erforderlich 

I. - 2.12 Inländischer Unternehmer oder gebietsfremder § 19 Abs. 2 Nr. 2 250 125 
EU-/EWR-Unternehmer bei grenzüberschreiten- GüKG, Artikel 6 
den Beförderungen 
- Fahrerbescheinigung 

Abs. 4 Satz 1 VO 
(EWG) Nr. 881/92 

Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(I. - Unternehmer) 

I. - 3 Zuwiderhandlungen bei Betriebskontrollen 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ €1 € €1 

I. - 3.1 Betriebskontrolle nicht gestattet § 19 Abs. 1 Nr. 9, 
§ 12 Abs. 4 Satz 2, 

500 

§ 21a Abs. 2 Satz 3 
GüKG 

I. - 3.2 Auskunft verweigert bzw. nicht ordnungsgemäß § 19 Abs. 1 Nr. 7, 500 35 250 35 
erteilt § 12 Abs. 5 Satz 1 

Nr. 1, § 21a Abs. 3 
Satz 1 GüKG 

I. - 3.3 Nachweis nicht bzw. nicht ordnungsgemäß § 19 Abs. 1 Nr. 10, 500 35 250 35 
erbracht § 12 Abs. 5 Satz 1 

Nr. 2, § 21a Abs. 3 
Satz 1 GüKG 

I. - 3.4 Hilfsdienst nicht bzw. nicht ordnungsgemäß 
geleistet/Hilfsmittel nicht bzw. nicht ordnungs­

§ 19 Abs. 1 Nr. 11, 
§ 12 Abs. 5 Satz 1 

500 35 250 35 

gemäß gestellt Nr. 3, § 21a Abs. 3 
Satz 1 GüKG 

Verpflichtung nicht ordnungsgemäß erfüllt. 1 
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Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(I. - Unternehmer) 

I. - 4 Zuwiderhandlungen im Werkverkehr 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ €1 € €1 

I. - 4.1 Unternehmen nicht bzw. nicht ordnungsgemäß § 19 Abs. 1 Nr. 12a, 150 35 75 35 
angemeldet § 15a Abs. 2 und 3 

GüKG 
I. - 4.2 Trotz Aufforderung Angaben nicht bzw. nicht 

ordnungsgemäß nachgewiesen 
§ 19 Abs. 1 Nr. 12b, 
§ 15a Abs. 3 GüKG 

100 35 50 35 

I. - 4.3 Änderungen nicht bzw. nicht ordnungsgemäß 
mitgeteilt 

§ 19 Abs. 1 Nr. 12c, 
§ 15a Abs. 5 GüKG 

100 35 50 35 

I. - 4.4 Trotz Aufforderung Änderungen nicht bzw. nicht 
ordnungsgemäß nachgewiesen 

§ 19 Abs. 1 Nr. 12d, 
§ 15a Abs. 5 GüKG 

100 35 50 35 

I. - 4.5 Unternehmen nicht rechtzeitig abgemeldet § 19 Abs. 1 Nr. 12e, 
§ 15a Abs. 6 GüKG 

35 35 

Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(I. - Unternehmer) 

I. - 5 Zuwiderhandlungen gegen sonstige Pflichten 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ €1 € €1 

I. - 5.1 Aufgehoben 
I. - 5.2 Inländischer oder gebietsfremder EU-/EWR-

Unternehmer: 
- Eingesetztes Kraftfahrzeug nicht in einem 

EU-/oder EWR-Staat zugelassen 
Drittstaatenunternehmer: 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 12, 
§ 18 VO über den 
grenzüberschreiten- 
den Güterkraftverkehr 

250 125 

- Eingesetztes Kraftfahrzeug nicht im Heimat­
staat zugelassen 

und den Kabotagever­
kehr 

I. - 5.3 Unternehmensangaben: 
- Änderung der Erlaubnisbehörde nicht bzw. 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 15, § 12 

200 35 100 35 

nicht ordnungsgemäß mitgeteilt/trotz Auf­
forderung Nachweis der Änderung gegenüber 

Satz 1, § 13 Abs. 1 
Satz 2 Berufszugangs-

Erlaubnisbehörde nicht bzw. nicht ordnungs­ verordnung für den 
gemäß erbracht Güterkraftverkehr 

I. - 5.4 Unternehmensangaben: 
- Änderung der Lizenzbehörde nicht bzw. nicht 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 1, § 2  

200 35 100 35 

ordnungsgemäß mitgeteilt/trotz Aufforderung 
Nachweis der Änderung gegenüber Lizenzbe-

Satz 1 VO über den 
grenzüberschreitenden 

hörde nicht bzw. nicht ordnungsgemäß erbracht Güterkraftverkehr und 
den Kabotageverkehr 

I. - 5.5 Unternehmensangaben: § 19 Abs. 1 Nr. 7, 200 35 100 35 
- Auskunft nicht bzw. nicht ordnungsgemäß § 15 Abs. 3 Satz 3 

erteilt GüKG 
I. - 5.6 Fahrtenberichtheft/Fehlanzeige für CEMT-Geneh-

migung nicht bzw. nicht rechtzeitig vorgelegt 
§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 7, 
§ 5 Abs. 2 VO über 
den grenzüberschrei­
tenden Güterkraftver-

1.500 750 

kehr und den Kabota­
geverkehr 

Verpflichtung nicht ordnungsgemäß erfüllt. 1 
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Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(I. - Unternehmer) 

I. - 5 Zuwiderhandlungen gegen sonstige Pflichten 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ €1 € €1 

I. - 5.7 Fahrtenberichtheft für CEMT-Genehmigung 
nicht bzw. nicht ordnungsgemäß geführt 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 3, 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 VO 
über den grenzüber­
schreitenden Güter­

75 35 40 35 

kraftverkehr und den 
Kabotageverkehr 

I. - 5.8 Drittstaatenunternehmer: 
- Güterkraftverkehr trotz Ausschlusses durch­

geführt 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 13, 
§ 19 VO über den 
grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr und 

2.500 1.250 

den Kabotageverkehr 
I. - 5.9 Inländischer Unternehmer bei Beförderungen mit 

Be- und Entladen in Deutschland 
§ 19 Abs. 1 Nr. 6c, 
§ 7b Abs. 1 Satz 1 

5.000 2.500 

- Einsatz von nicht ordnungsgemäß beschäf- GüKG 
tigtem Fahrpersonal aus Drittstaaten 

I. - 5.9.1 Inländischer Unternehmer, gebietsfremder EU-/ § 19 Abs. 4 Nr. 1 5.000 2.500 
EWR-Unternehmer im grenzüberschreitenden 
Güterkraftverkehr in der EU/im EWR 

GüKG, Artikel 3 
Abs. 1 i. V. m. Abs. 3  

- Einsatz von Fahrpersonal aus Drittstaaten ohne VO (EWG) Nr. 881/92 
Fahrerbescheinigung 

I. - 5.9.2 Inländischer Unternehmer, gebietsfremder EU-/ 
EWR-Unternehmer im Kabotageverkehr in der 

§ 19 Abs. 4 Nr. 3 
GüKG, Artikel 1 

5.000 2.500 

EU/im EWR Abs. 1 VO (EWG) 
- Einsatz von Fahrpersonal aus Drittstaaten Nr. 3118/93 i. V. m. 

ohne Fahrerbescheinigung Artikel 3 Abs. 1 i. V. m. 
Abs. 3 VO (EWG) 
Nr. 881/92 

I. - 5.10.1 Eingeschweißte Berechtigung oder fahrzeug­
bezogene Nachweise 
- Bei zweifelsfreier Erkennbarkeit der Echtheit 

§ 19 Abs. 1 Nr. 3, 
§ 7 Abs. 1 GüKG 

35 35 

der Urkunde trotz Vorhandensein einer 
Laminierung bzw. Schutzschicht 

I. - 5.10.2 Eingeschweißte Berechtigung oder fahrzeug­ § 19 Abs. 1 Nr. 3, 300 150 
bezogene Nachweise § 7 Abs. 1 GüKG 
Keine Möglichkeit der Echtheitsprüfung 

I. - 5.11 Unternehmensangaben bzgl. Fahrerbescheinigung: 
Änderung der Erlaubnisbehörde nicht bzw. nicht 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 14 

100 35 50 35 

ordnungsgemäß mitgeteilt i. V. m. § 23 Satz 1 VO 
über den grenzüber­
schreitenden Güter­
kraftverkehr und den 
Kabotageverkehr 

I. - 5.12 Unternehmensangaben bzgl. Fahrerbescheinigung: 
Trotz Aufforderung Nachweis der Änderung 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 15 

100 35 50 35 

gegenüber Lizenzbehörde nicht bzw. nicht ord­ i. V. m. § 23 Satz 1,  
nungsgemäß erbracht oder nicht bzw. nicht ord­ § 24 Satz 1 VO über 
nungsgemäß vorgelegt den grenzüberschrei­

tenden Güterkraftver­
kehr und den Kabo­
tageverkehr 

Verpflichtung nicht ordnungsgemäß erfüllt. 1 
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Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(II. - Fahrer oder andere nichtleitende Angestellte) 

II. - 1 Zuwiderhandlungen gegen Mitführungs- oder Vorlagepflichten 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ € € € 

II. - 1.1 Betroffener aus einem inländischen Unternehmen: § 19 Abs. 1 Nr. 4, 100 50 
- Erlaubnis oder Erlaubnisausfertigung 
- CEMT-Genehmigung 

§ 7 Abs. 2 GüKG 

- Bilaterale Genehmigung 
II. - 1.2 Betroffener aus einem inländischen oder gebiets­

fremden EU-/EWR- oder Schweizer Unternehmen: 
- Lizenzabschrift 

§ 19 Abs. 1 Nr. 4, 
§ 7 Abs. 2 GüKG 

100 50 

- CEMT-Umzugsgenehmigung 
II. - 1.3 Betroffener aus einem gebietsfremden EU-/EWR- § 19 Abs. 1 Nr. 4, 175 85 

oder Drittstaatenunternehmen: § 7 Abs. 2 GüKG 
- Bilaterale Genehmigung 
- Drittstaatengenehmigung 
- CEMT-Genehmigung 

II. - 1.4 Betroffener aus einem Drittstaatenunternehmen: 
- CEMT-Umzugsgenehmigung 

§ 19 Abs. 1 Nr. 4, 
§ 7 Abs. 2 GüKG 

100 50 

II. - 1.5 Betroffener aus einem Drittstaatenunternehmen: 
- Fahrzeugbezogene Nachweise 
Betroffener aus einem gebietsfremden EU-/ 
EWR-Unternehmen bei Beförderungen zwischen 
dem Inland und einem Drittstaat: 

§ 19 Abs. 1 Nr. 4, 
§ 7 Abs. 2 GüKG 

175 351 85 351 

Fahrzeugbezogene Nachweise 
II. - 1.6 Begleitpapier bzw. sonstiger Nachweis § 19 Abs. 1 Nr. 6, 25 25 

§ 7 Abs. 3 Satz 2 
GüKG 

II. - 1.6.1 Begleitpapier bei landwirtschaftlichen Beför­
derungen 

§ 19 Abs. 1 Nr. 1a, 
§ 2 Abs. 1a GüKG 

25 25 

II. - 1.7 Fahrtenberichtheft für CEMT-Genehmigung 
- Nicht oder nicht vollständig mitgeführt 
- Nicht oder nicht rechtzeitig ausgehändigt 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 8, 
§ 7a Nr. 3 Satz 2 VO 
über den grenzüber­
schreitenden Güter­

100 50 

kraftverkehr und den 
Kabotageverkehr 

II. - 1.8 Versicherungsnachweis bei Binnenbeförderungen § 19 Abs. 1 Nr. 6b, 25 25 
einschließlich Kabotage § 7a Abs. 4 Satz 2 

GüKG 
II. - 1.91 Betroffener aus einem inländischen oder gebiets­

fremden EU-/EWR-Unternehmen im grenzüber­
schreitenden kombinierten Verkehr: 
- Bescheinigung über nächstgelegenen 

geeigneten Bahnhof 
- Nachweis über Berufszugang 
- Reservierungsbestätigung bei Anfuhr 
Nachweis Eisenbahnverwaltung/Schifffahrt-
treibender bei Abfuhr 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 11, 
§ 14 Abs. 3 Nr. 2, § 15 
Abs. 2 Satz 2, § 17 
Abs. 1 Satz 3 oder 
Abs. 2 Satz 3 VO über 
den grenzüberschrei­
tenden Güterkraft­
verkehr und den 

100 50 

Kabotageverkehr 

Nicht anzuwenden, wenn Berechtigung nach §§ 3, 5 oder 6 GüKG verwendet wird. 1 
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Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(II. - Fahrer oder andere nichtleitende Angestellte) 

II. - 1 Zuwiderhandlungen gegen Mitführungs- oder Vorlagepflichten 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ € € € 

II. - 1.101, 2 Betroffener aus einem gebietsfremden EU-/ 
EWR-Unternehmen im grenzüberschreitenden 
kombinierten Verkehr zwischen dem Inland und 
einem Drittstaat 
oder 
Betroffener aus einem Drittstaatenunternehmen 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 11, 
§ 14 Abs. 3 Satz 2, 
§ 16 Abs. 2 Satz 2, 
§ 17 Abs. 1 Satz 3 
oder Abs. 2 Satz 3 

175 85 

im grenzüberschreitenden kombinierten Verkehr: 
- Bescheinigung über nächstgelegenen geeigne­

ten Bahnhof 

VO über den grenz­
überschreitenden 
Güterkraftverkehr 

- Nachweis über Berufszugang 
- Reservierungsbestätigung bei Anfuhr 
- Nachweis Eisenbahnverwaltung/Schifffahrt-

treibender bei Abfuhr 

und den Kabotage­
verkehr 

II. - 1.11 Drittstaatenfahrpersonal, beschäftigt bei inländi­
schem Unternehmen 

§ 19 Abs. 1 Nr. 6e, 
§ 7b Abs. 2 i. V. m. 

100 50 

- Pass, Passersatz oder Ausweisersatz Abs. 1 Satz 2 GüKG 
- Aufenthaltsgenehmigung oder Duldung 
- Arbeitsgenehmigung, falls erforderlich 

II. - 1.12 Drittstaatenfahrpersonal, beschäftigt bei EU-/ § 19 Abs. 2 Nr. 3, 100 50 
EWR-Unternehmen, bei grenzüberschreitender, 
lizenzpflichtiger Beförderung 

Artikel 6 Abs. 4 Satz 3 
VO (EWG) Nr. 881/92 

- Fahrerbescheinigung 
II. - 1.12.1 Drittstaatenfahrpersonal, beschäftigt bei EU-/ 

EWR-Unternehmen, Kabotagebeförderung 
§ 19 Abs. 3 GüKG, 
Artikel 1 Abs. 2 

100 50 

- Fahrerbescheinigung Satz 2 VO (EWG) 
Nr. 3118/93 

II. - 1.13 Ausländisches Fahrpersonal § 19 Abs. 1 Nr. 4,  50 25 
- Pass § 7 Abs. 2 GüKG 
- Sonstiges zum Grenzübertritt berechtigendes 

Dokument 

1 Nicht anzuwenden, wenn Berechtigung nach §§ 3, 5 oder 6 GüKG verwendet wird. 
2 Fahrer aus den Beitrittsstaaten sind wie Drittstaatler zu behandeln. 

Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(II. - Fahrer oder andere nichtleitende Angestellte) 

II. - 2 Zuwiderhandlungen gegen sonstige Pflichten 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ €1 € €1 

II. - 2.1 Betriebskontrolle: § 19 Abs. 1 Nr. 7, 100 25 50 25 
- Auskunft verweigert bzw. nicht ordnungsgemäß 

erbracht 
10, 11, § 12 Abs. 5 
Satz 1 Nr. 1 bis 3, 

- Hilfsdienst nicht bzw. nicht ordnungsgemäß § 21a Abs. 3 Satz 1 
geleistet/Hilfsmittel nicht bzw. nicht ordnungs­
gemäß gestellt 

GüKG 

II. - 2.2 Straßenkontrolle: § 19 Abs. 1 Nr. 7, 100 25 50 25 
- Auskunft verweigert bzw. nicht ordnungsgemäß § 12 Abs. 1 Satz 3 

erteilt GüKG 

Verpflichtung nicht ordnungsgemäß erfüllt. 1 
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Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(II. - Fahrer oder andere nichtleitende Angestellte) 

II. - 2 Zuwiderhandlungen gegen sonstige Pflichten 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ €1 € €1 

II. - 2.3 Fahrtenberichtheft für CEMT-Genehmigung 
nicht bzw. nicht ordnungsgemäß geführt 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 3, 
§ 5 Abs. 1 VO über 
den grenzüberschrei­
tenden Güterkraftver­

25 25 

kehr und den Kabota­
geverkehr 

II. - 2.4 Betroffener aus einem Drittstaatenunternehmen: 
- Güterkraftverkehr trotz Ausschlusses durch­

geführt 

§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 13, 
§ 19 VO über den 
grenzüberschreiten­
den Güterkraftverkehr 

175 85 

und den Kabotagever­
kehr 

II. - 2.52 Zeichen oder Weisung nicht befolgt § 19 Abs. 1 Nr. 8, 
§ 12 Abs. 3 GüKG 

250 125 

II. - 2.62 Fahrt trotz Untersagung fortgesetzt § 19 Abs. 1 Nr. 12, 
§ 13 GüKG 

250 125 

II. - 2.7 Vollziehbare Auflage missachtet § 19 Abs. 1 Nr. 1c, 100 50 
§ 3 Abs. 4, 
§ 19 Abs. 1 Nr. 2 
GüKG, § 25 Nr. 2, 
§ 4 Abs. 4, 
§ 7 Abs. 3, 35 35 
§ 10 Abs. 3 VO über 175 85 
den grenzüberschrei­
tenden Güterkraftver­
kehr und den Kabota­
geverkehr, § 9 Abs. 2 
OWiG 

Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(III. - Auftraggeber) 

III. - 1 Zuwiderhandlungen gegen die Verpflichtung, vertragliche Leistungen nicht ausführen zu lassen 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ € € € 

III. - 1.1 Ausführenlassen der vertraglichen Leistung, § 19 Abs. 1a Nr. 1, 3.000 1.500 
obwohl der beauftragte Unternehmer nicht § 7c Satz 1 Nr. 1 
Inhaber einer Erlaubnis/Berechtigung war GüKG 

III. - 1.2 Ausführenlassen der vertraglichen Leistung, § 19 Abs. 1a Nr. 1, 3.000 1.500 
obwohl der beauftragte Unternehmer einen § 7c Satz 1 Nr. 3a 
Spediteur/Frachtführer einsetzt oder zulässt, 
dass ein solcher tätig wird, der nicht Inhaber 

GüKG 

einer Erlaubnis/Berechtigung war 

1 Verpflichtung nicht ordnungsgemäß erfüllt.

2 Unternehmer bei Beteiligung nach § 14 OWiG: doppelter Satz.
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Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(III. - Auftraggeber) 

III. - 1 Zuwiderhandlungen gegen die Verpflichtung, vertragliche Leistungen nicht ausführen zu lassen 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ € € € 

III. - 1.3 Ausführenlassen der vertraglichen Leistung, 
obwohl der beauftragte Unternehmer Fahrper­
sonal einsetzt, das nicht im Besitz der erforder­

§ 19 Abs. 1a Nr. 2, 
§ 7c Satz 1 Nr. 2  
GüKG 

5.000 2.500 

lichen Arbeitsgenehmigung war 
III. - 1.4 Ausführenlassen der vertraglichen Leistung, 

obwohl der beauftragte Unternehmer einen 
§ 19 Abs. 1a Nr. 2, 
§ 7c Satz 1 Nr. 3b 

5.000 2.500 

Spediteur/Frachtführer einsetzt oder zulässt, GüKG 
dass ein solcher tätig wird, der Fahrpersonal 
einsetzt, das nicht im Besitz der erforderlichen 
Arbeitsgenehmigung war 

III. - 1.5 Ausführenlassen der vertraglichen Leistung, 
obwohl der beauftragte Unternehmer Fahrper­
sonal einsetzt, das nicht im Besitz der erforder­

§ 19 Abs. 1a Nr. 2, 
§ 7c Satz 1 Nr. 2  
GüKG 

5.000 2.500 

lichen Fahrerbescheinigung war 
III. - 1.6 Ausführenlassen der vertraglichen Leistung, § 19 Abs. 1a Nr. 3, 5.000 2.500 

obwohl der beauftragte Unternehmer einen § 7c Satz 1 Nr. 3b 
Spediteur/Frachtführer einsetzt oder zulässt, 
dass ein solcher tätig wird, der Fahrpersonal 

GüKG 

einsetzt, das nicht im Besitz der erforderlichen 
Fahrerbescheinigung war 

Buß- und Verwarnungsgeldkatalog GüKG 
(III. - Auftraggeber) 

III. - 2 Zuwiderhandlungen bei Betriebskontrollen 
Lfd. Nr. Tatvorwurf Ordnungswidrigkeit Vorsätzliche Fahrlässige 

nach Begehungsweise Begehungsweise 
Bußgeld Verwar­ Bußgeld Verwar­

nungsgeld nungsgeld 
€ €1 € € 

III. - 2.1 Betriebskontrollen nicht gestattet § 19 Abs. 1 Nr. 9, 250 125 
§ 12 Abs. 4 Satz 2 
§ 21a Abs. 2 Satz 3 
GüKG 

III. - 2.2 Auskunft verweigert bzw. nicht ordnungsgemäß 
erteilt 

§ 19 Abs. 1 Nr. 7, 
§ 12 Abs. 5 Satz 1 

150 35 75 35 

Nr. 1, § 21a Abs. 3 
Satz 1 GüKG 

III. - 2.3 Nachweis nicht bzw. nicht ordnungsgemäß § 19 Abs. 1 Nr. 10, 150 35 75 35 
erbracht § 12 Abs. 5 Satz 1 

Nr. 2, § 21a Abs. 3 
Satz 1 GüKG 

III. - 2.4 Hilfsdienst nicht bzw. nicht ordnungsgemäß § 19 Abs. 1 Nr. 11, 150 35 75 35 
geleistet/Hilfsmittel nicht bzw. nicht ordnungs­
gemäß gestellt 

§ 12 Abs. 5 Satz 1 
Nr. 3, § 21a Abs. 3 
Satz 1 GüKG 

Verpflichtung nicht ordnungsgemäß erfüllt. 

III. In-Kraft-Treten 

Der Runderlass tritt am 10. August 2005 in Kraft und mit Ablauf 
des 9. August 2011 außer Kraft. 

1 
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Richtlinie zur Durchführung 
der Ortskundeprüfung für Taxiwagenfahrer 

für den Landkreis Potsdam-Mittelmark 
(Ortskundeprüfungsrichtlinie) 

Runderlass des Ministeriums für Infrastruktur 
und Raumordnung 

Abteilung 4 - Straßenverkehrsrecht ­
Vom 19. August 2005 

1 

1.1 Bewerber um eine Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeförderung 
mit Taxen haben ihre Ortskenntnisse für den Landkreis (§ 48 
Abs. 4 Nr. 7 der Fahrerlaubnis-Verordnung - FeV) in einer 
Prüfung (Ortskundeprüfung) nachzuweisen. Die Prüfung 
besteht aus einem schriftlichen und einem mündlichen Teil. 

1.2 Die Prüfung führt die Fahrerlaubnisbehörde durch. Sie kann 
sich hierbei der Hilfe von Mitgliedern des Prüfungsaus­
schusses bedienen. 

1.3 Dem Prüfungsausschuss nach Nummer 1.2 kann neben dem 
Beauftragten der Führerscheinstelle als Vorsitzendem ein 
Vertreter des Taxigewerbes als Beisitzer angehören. (Vertre­
ter des Gewerbes, die Ortskundeunterricht erteilen, dürfen 
nicht Mitglied des Prüfungsausschusses sein.) 

1.4 Der Vertreter des Taxigewerbes darf nicht an Prüfungen von 
Bewerbern teilnehmen, die in seinem eigenen Unternehmen 
oder in einem Unternehmen seiner Ehefrau als Fahrer tätig 
werden sollen. 

1.5 Eine Ortskundeprüfung ist nicht erforderlich, wenn der Be­
werber innerhalb der letzten drei Jahre vor Antragstellung 
die beantragte Erlaubnis einmal besessen hat und keine Tat­
sachen bekannt sind, die Zweifel an seinen Ortskenntnissen 
begründen können. 

2 

2.1 Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich. 

2.2 Die Teilnahme des Vertreters des Taxigewerbes an den Sit­
zungen des Prüfungsausschusses bescheinigt der Vorsitzen­
de des Prüfungsausschusses. 

3 

3.1 Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses setzt nach Bedarf 
Prüfungstermine fest und lädt die Bewerber ein. 

3.2 An einer schriftlichen Ortskundeprüfung sollen nicht mehr 
als zehn Bewerber teilnehmen. Die mündliche Ortskunde­
prüfung wird von jedem Bewerber individuell abgelegt. 

3.3 Die Ortskundeprüfung ist nicht öffentlich. Das Ministerium 
für Infrastruktur und Raumordnung ist berechtigt, Beauf­
tragte zu entsenden. 

4 

4.1 Für die Durchführung der Ortskundeprüfung wird eine Ge­
bühr nach Gebühren-Nr. 203 des Gebührentarifs zur Gebüh­
renordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr (GebOSt) 
erhoben. Die Gebühr ist von dem Bewerber vor Beginn der 
Prüfung bei der Geldannahmestelle der Führerscheinstelle 
einzuzahlen. 

4.2 Bleibt der Bewerber einmal der Prüfung ohne wichtigen 
Grund und ohne ausreichende Entschuldigung fern, so gilt 
die Prüfung als nicht bestanden, im Wiederholungsfall gilt 
der Nachweis der Ortskenntnisse als nicht erbracht. Darauf 
ist der Bewerber in der Ladung zur Prüfung hinzuweisen. 

4.3 Bewerber, die während der Prüfung eine Täuschungshand­
lung begehen, sind von der weiteren Prüfung auszuschlie­
ßen. Der Nachweis der Ortskenntnisse gilt in diesem Fall als 
nicht erbracht. 

5 

5.1 In der schriftlichen Prüfung ist anhand eines Fragebogens 
mit 30 Fragen zu ermitteln, ob der Bewerber die erforder­
lichen Ortskenntnisse besitzt. Die Fragebögen dürfen nur 
Fragen enthalten, die dem Ortskundekatalog entnommen 
sind. Der Ortskundekatalog ist von der Erlaubnisbehörde 
zusammenzustellen. 

In den Ortskundekatalog des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark sind aufzunehmen: 

a) Orte, Ortsteile im Landkreis Potsdam-Mittelmark, 
b) Wohngebiete und Siedlungen in Städten/Gemeinden des 

Landkreises, 
c) Plätze, 
d) Objekte, Behörden, Institutionen, Sehenswürdigkeiten, 
e) Straßen in größeren Orten. 

Die Zusammensetzung der Fragebögen obliegt der Erlaub­
nisbehörde. 

5.2 Der Bewerber hat innerhalb von 45 Minuten 30 Fragen aus 
den in Nummer 5.1 Buchstabe a bis e genannten Bereichen 
zu beantworten. 

5.3 Zum Nachweis der erforderlichen Ortskenntnisse sind vom 
Bewerber zu den Fragen aus den nachstehend genannten Be­
reichen folgende Angaben zu machen: 

zu a)	 Orte, Ortsteile im Landkreis Potsdam-Mittelmark: 

Es sind Ausfahrtstraßen vom Standort und mindes­
tens drei Orte, die durchfahren werden, zu benennen. 

zu b)	 Wohngebiete und Siedlungen in Städten/Gemein-
den des Landkreises: 

Es sind die Lage und Begrenzung durch Nennen von 
Begrenzungs- beziehungsweise Zufahrtsstraßen an­
zugeben. 
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zu c)	 Plätze: 

Es sind die in den Platz einmündenden Straßen zu 
benennen. 

zu d)	 Objekte, Behörden, Institutionen, Sehenswürdigkei­
ten: 

Es ist die Straße zu benennen, in der sich der Haupt­
eingang befindet. 

zu e)	 Straßen in größeren Orten: 

Es sind Fortsetzungen (Verlängerungen) der Straßen 
oder die sie begrenzenden Querstraßen anzugeben. 
Zulässig sind hier auch begrenzende Plätze oder an­
dere markante Punkte, in jedem Fall ist je eine An­
gabe von Anfang und Ende der Straße erforderlich. 

6 

6.1 In der mündlichen Prüfung muss der Bewerber den kürzes­
ten Weg zu einem bestimmten Fahrtziel nennen können. 
Hier soll er mindestens zwei von drei Fragen zu Zielfahrten 
zutreffend beantworten und hierbei die vom Abfahrtsort bis 
zum Fahrtziel zu durchfahrenden Orte, zu befahrenden Stra­
ßen und Plätze der Reihe nach benennen. Er muss angeben 
können, in welcher Richtung (rechts, links, geradeaus) er 
diese Straßen zu befahren hat, und er muss markante Punk­
te, Objekte und Institutionen aufführen können, die an sei­
ner Fahrtroute liegen. Es sind von den Mitgliedern des Prü­
fungsausschusses nur solche Abfahrtsorte und Fahrtziele zu 
benennen, die im Ortskundekatalog enthalten sind. 

6.2 Bei nicht eindeutigem Ergebnis in der mündlichen Prüfung 
sind Zusatzfragen nach Maßgabe des Ortskundekataloges 
zu stellen. Zulässig sind Fragen nach Orten, Ortsteilen, Stra­
ßen und Plätzen, Hotels, Behörden, Unfallkrankenhäusern 
und so weiter. 

7 

7.1 Über die Ortskundeprüfung ist von dem Vorsitzenden eine 
Niederschrift anzufertigen, die von den Mitgliedern des Prü­
fungsausschusses zu unterschreiben ist. 

7.2 Die Niederschrift enthält die gutachterliche Stellungnahme 
des Prüfungsausschusses über das Ergebnis der Ortskunde­
prüfung. Das Ergebnis ist als „ausreichend“ oder „nicht aus­
reichend“ zu bezeichnen. 

7.3 Die Ortskenntnisse sind als „ausreichend“ zu bezeichnen, 
wenn der Bewerber in der schriftlichen Prüfung mindestens 
27 Fragen (90 Prozent) und in der mündlichen Prüfung min­
destens zwei Fragen zutreffend oder in Verbindung mit der 
Zusatzfrage (Nummer 6.2) ausreichend beantwortet hat. 

7.4 Dem Bewerber ist die gutachterliche Stellungnahme des 
Prüfungsausschusses über das Ergebnis der Prüfung nach 

ihrem Abschluss durch den Vorsitzenden bekannt zu geben. 
Bei „nicht ausreichendem“ Ergebnis sind die Gründe für 
diese Bewertung dem Bewerber mitzuteilen und in die 
Niederschrift aufzunehmen. 

7.5 Die Niederschrift und sonstige Prüfungsunterlagen sind bei 
der Führerscheinstelle zu verwahren und dem Bewerber ist 
auf seinen Wunsch die Einsichtnahme zu gestatten. 

8 

8.1 Der Antrag auf Erteilung der Fahrerlaubnis zur Fahrgast­
beförderung ist nach einem Jahr als gegenstandslos anzu­
sehen; die Ortskundeprüfung muss daher innerhalb dieses 
Zeitraums mit Erfolg abgelegt werden. 

8.2 Hat der Bewerber die Ortskundeprüfung nicht bestanden, so 
darf er sie auf der Grundlage seines vorliegenden - noch gül­
tigen - Antrages auf Erteilung der Fahrerlaubnis zur Fahr­
gastbeförderung zweimal wiederholen. Bestandene schrift­
liche Prüfungen sind innerhalb der Jahresfrist des Antrages 
anzurechnen. Jede Wiederholung ist gebührenpflichtig. Der 
Prüfungsausschuss kann eine angemessene Frist bestim­
men, vor deren Ablauf die Prüfung nicht wiederholt werden 
darf. 

9 

Diese Ortskundeprüfungsrichtlinie tritt am 1. November 
2005 in Kraft und mit Ablauf des 31. Oktober 2011 außer 
Kraft. Die Ortskundeprüfungsrichtlinie vom 28. September 
1999 (ABl. S. 1094) wird aufgehoben. 

Verteilung des vom Bund gezahlten Festbetrages 
nach § 34 Abs. 2 Satz 1 des Wohngeldgesetzes zur 

Umsetzung des Vierten Kapitels des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch 

Runderlass des Ministeriums für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Familie 

AZ: 21 - 4120 
Vom 25. August 2005 

Auf Grund des § 34 Abs. 2 Satz 1 des Wohngeldgesetzes 
(WoGG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2005 
(BGBl. I S. 2030) übernimmt der Bund jährlich einen Festbetrag 
von 409 Millionen Euro, der auf die Länder entsprechend ihren 
Aufwendungen für das Wohngeld nach dem Fünften Teil des 
Wohngeldgesetzes im Jahr 2002 aufgeteilt wird. 

Nach Teil C Abs. 4 Satz 1 des Erlasses vom 28. Oktober 2002 des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen er­
folgt die Zuteilung des Festbetrages an die Länder im Juli 2005. 
Da die nach § 34 Abs. 2 Satz 2 WoGG vorgeschriebene Über­
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Landkreis/ Anzahl der über 65-jährigen Verteilung des Festbetrages in % 
kreisfreie Stadt Einwohner am 31. Dezember 2004 entsprechend dem Anteil der 

über 65-jährigen Einwohner 
an der Gesamtbevölkerung 

im Land Brandenburg 
am 31. Dezember 2004 

Brandenburg an der Havel, Stadt 16 408 3,40 
Cottbus, Stadt 19 794 4,10 
Frankfurt (Oder), Stadt 12 050 2,49 
Potsdam, Stadt 25 748 5,33 
Landkreis Barnim 30 438 6,30 
Landkreis Dahme-Spreewald 31 358 6,49 
Landkreis Elbe-Elster 25 960 5,37 
Landkreis Havelland 26 690 5,52 
Landkreis Märkisch-Oderland 34 713 7,18 
Landkreis Oberhavel  35 449 7,34 
Landkreis Oberspreewald-Lausitz 28 695 5,94 
Landkreis Oder-Spree 36 904 7,64 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin 20 489 4,24 
Landkreis Potsdam-Mittelmark 35 223 7,29 
Landkreis Prignitz 19 537 4,04 
Landkreis Spree-Neiße 27 296 5,65 
Landkreis Teltow-Fläming 28 849 5,97 
Landkreis Uckermark 27 570 5,71 
Land Brandenburg 483 171 100,00 

prüfung der Höhe des Festbetrages zum 31. Dezember 2004 bis­
her nicht vorgenommen werden konnte, erfolgt die Zuteilung 
des Bundes vorsorglich unter Vorbehalt. Im Land Brandenburg 
werden die zugeteilten Mittel des Bundes an die Landkreise und 
kreisfreien Städte als örtliche Träger der Sozialhilfe für die 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 
Vierten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch unter 
Hinweis auf den für das Jahr 2005 geltenden Vorbehalt weiter­
gereicht. 

Zuständig für die Verteilung der Bundesmittel an die Landkrei­
se und kreisfreien Städte ist das Landesamt für Soziales und Ver­
sorgung des Landes Brandenburg in Cottbus. 

Der Runderlass tritt mit Wirkung vom 1. August 2005 in Kraft 
und am 31. Dezember 2005 außer Kraft. 

Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie 
des Landes Brandenburg hat als Verteilungskriterium für das 
Jahr 2005 den Anteil der über 65-jährigen Einwohner an der Ge­
samtbevölkerung am 31. Dezember 2004 in den Landkreisen 
und kreisfreien Städten des Landes Brandenburg festgelegt. 

Der Festbetrag nach § 34 Abs. 2 Satz 1 WoGG verteilt sich dem­
entsprechend wie folgt auf die Landkreise und kreisfreien Städ­
te des Landes Brandenburg: 
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